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Geſetz- Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 34. 


(Nr. 2495.) Konzeſſions⸗ und Beſtätigungs⸗Urkunde für die Thüringiſche Eiſenbahn-Geſell⸗ 
ſchaft. Vom 20. Auguſt 1844. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ıc. 


Nachdem fuͤr den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Halle in der 
Richtung auf Merſeburg, Weißenfels, Naumburg, Weimar, Erfurt, Gotha nach 
Eiſenach, und von dort weiter bis gegen die Kurfuͤrſtlich Heſſiſche Graͤnze bei 
Gerſtungen, unter der Benennung: 

Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft 
eine Aktien⸗Geſellſchaft mit einem vorläufig auf Neun Millionen Thaler feſt⸗ 
geſetzten Grundkapitale gebildet worden ift, wollen Wir, mit Rückfiht auf 
den am 20. Dezember 1841. mit der Kurfuͤrſtlich Heſſiſchen, der Großher— 
zoglich Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenachiſchen und der Herzoglich Sachſen-Koburg⸗ 
und Gothaiſchen Regierung abgeſchloſſenen Vertrag, die Herſtellung einer 
Eiſenbahn von Halle nach Caſſel u. ſ. w. betreffend, ſo wie auf den hier⸗ 
naͤchſt am 19. April 1844. mit der Großherzoglich Sachſen⸗Weimar⸗Eiſe⸗ 
nachiſchen und der Herzoglich Sachſen⸗Koburg⸗ und Gothaiſchen Regierung 
vereinbarten ferneren Vertrag, die Ausfuͤhrung der Thuͤringiſchen Eiſenbahn 
betreffend, zur Anlage des in Unſerem Gebiete gelegenen Theils der Ein⸗ 
gangs bezeichneten Eiſenbahn hierdurch Unſere landesherrliche Zuſtimmung erthei⸗ 
len, auch die obengedachte Thuͤringiſche Eiſenbahn-Geſellſchaft als eine Aktien⸗ 


Geſellſchaft nach den Beſtimmungen des Geſetzes uͤber die Aktien⸗Geſellſchaften 


vom 9. November 1843. hiermit beftätigen, und das Statut dieſer Geſellſchaft 
wie ſolches nach Inhalt der Anlage feſtgeſtellt, und von dem Verwaltungsrathe, 
ſo wie von der Direktion der Geſellſchaft unterm 3. und 5. Auguſt 1844. voll⸗ 
zogen worden iſt, in allen Punkten genehmigen. 

Zugleich beſtimmen Wir, daß, ſoweit nicht in dem obenerwaͤhnten Sta⸗ 
tute beſondere Feſtſetzungen getroffen worden, die in dem Geſetze uͤber die Eiſen⸗ 
bahn⸗Unternehmungen vom 3. November 1838. ergangenen allgemeinen Vor— 
ſchriften, namentlich diejenigen uͤber die Expropriation, nebſt den beſonderen Be⸗ 
ſtimmungen und Maaßgaben, welche in den obengedachten Staatsvertraͤgen vom 
20. Dezember 1841. und vom 19. April 1844. enthalten ſind, auf die vorbe⸗ 
zeichnete Eiſenbahnunternehmung Anwendung finden ſollen. 
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Die gegenwärtige Konzeffiong- und Beftdtigungs-Urfunde foll nebſt dem 
beftätigten Statute und den mehrgedachten Staatsverträgen vom 20. Dezember 
1841. und vom 19. April 1844. durch die Geſetzſammlung bekannt gemacht 
werden. 

Gegeben Erdmannsdorf, den 20. Auguſt 1844. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
0 Flottwell. 
— 


Statut 


der 


Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


J. Allgemeine Beſtimmungen. 


§. 1. ne: der Benennung: 
Thuͤringiſche Eiſenbahn-Geſellſchaft 

verbindet ſich eine mit den Rechten einer juriſtiſchen Perſon verſehene Aktien⸗ 
Geſellſchaft zum Bau und Berriebe einer Eiſenbahn, welche, an die Magdeburg⸗ 
Koͤthen⸗Halle-Leipziger Eiſenbahn ſich unmittelbar anſchließend, von Halle in der 
Richtung auf Merſeburg, Weißenfels, Naumburg, Weimar, Erfurt, Gotha bis 
nach Eiſenach führe und demnaͤchſt weiter bis gegen die Kurfürſtlich Heſſiſche 
Grenze bei Gerſtungen fortgeſetzt werden ſoll, wenn die Fortfuͤhrung der Bahn 
entweder uͤber Rotenburg nach Caſſel oder uͤber Meiningen und Koburg nach 
Bamberg ſichergeſtellt ſeyn wird. 

Die Feſtſetzung der Bahnlinie und des Bau Projekts bleibt der Koͤnig⸗ 
lich Preußiſchen, der Großherzoglich Sachſen-Weimar⸗Eiſenachiſchen und der 
Herzoglich Sachſen-Koburg- und Gothaiſchen Regierung vorbehalten. 

Die auf Veranlaffung der drei hohen Regierungen gefertigten techniſchen 
Vorarbeiten ſind von der Geſellſchaft gegen Erſtattung der aufgewendeten Koſten 
zu uͤbernehmen. | 

F. 2. Die Geſellſchaft hat außer den in gegenwaͤrtigem Statute enthal- 
tenen Beſtimmungen auch die Beſtimmungen des Vertrages zwiſchen Preußen, 
Kurheſſen, Sachſen-Weimar-Eiſenach und Sachſen-Koburg und Gotha, die 
Herſtellung einer Eiſenbahn von Halle nach Caſſel u. ſ. w. betreffend, vom 20. 
Dezember 1841., ſo wie des Vertrages zwiſchen Preußen, Sachſen⸗Weimar⸗ 
Eiſenach und Sachſen-Koburg und Gotha, die Ausfuͤhrung der Thuͤringiſchen 
— betreffend, vom 19. April 1844, als fie bindende Vorſchriften an⸗ 
zuerkennen. 

§. 3. Sofern die drei betheiligten hohen Regierungen ihre Zuſtimmung 
dazu ertheilen, kann die Geſellſchaft das Unternehmen ſowohl auf . von 
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Zweigbahnen, als auch auf die oben (§. 1.) gedachte Fortfuͤhung der Bahn nach 
Bamberg erſtrecken. ö 

Dieſelbe iſt befugt, den Transport auf der Bahn fuͤr eigene Rechnung 
zu betreiben, und wird, wenn andere Unternehmer den Transport beſorgen moͤch⸗ 
ten, davon ein Bahngeld erheben. Die Direktion der Geſellſchaft iſt ermaͤchtigt, 
mit Zuſtimmung des Verwaltungsraths und unter Genehmigung der drei hohen 
Regierungen, auch auf andern Bahnen den Betrieb fuͤr eigene Rechnung zu 
uͤbernehmen und deshalb Vertraͤge abzuſchließen. b 

§. 4. Der Tarif, ſowohl für die Guͤter, als fuͤr die Perſonen-Befoͤr⸗ 
derung, ſo wie der Tarif für das Bahngeld, imgleichen jede Aenderung dieſer 
Tarife bedarf der Genehmigung der drei hohen Regierungen. Auch bleibt den⸗ 
ſelben nicht nur die Genehmigung, ſondern, um das nothwendige Ineinander⸗ 
greifen mit den Fahrten auf anderen Bahnen zu ſichern, auch die Abaͤnderung 
der Fahrplaͤne vorbehalten. 

§. 5. Die Geſellſchaft hat ihr Domizil in Erfurt und ihren ordent⸗ 
lichen Gerichtsſtand bei dem dortigen Koͤniglichen Land- und Stadtgerichte, 
jedoch unbeſchadet des beſondern Gerichtsſtandes, welchen dieſelbe vor anderen 
Koͤniglich-Preußiſchen, Großherzoglich Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenachiſchen und Her⸗ 
zoglich Sachſen-Koburg und Gothaiſchen Gerichtsſtellen nach der beſtehenden 
Landesgeſetzgebung anzuerkennen hat. 

F. 6. Das zum Bau der $. 1. bezeichneten Bahn nebſt Zubehör, zur 
Anſchaffung des Betriebmaterials und Inventars, zur Verzinſung der Einzah⸗ 
lungen und Beſtreitung der Generalkoſten bis zu dem §. 7. beſtimmten Zeit- 
punkte erforderliche Kapital wird vorläufig. auf 

„Neun Millionen Thaler“ 
feſtgeſetzt, und durch Aktien zu Ein hundert Thalern aufgebracht. 

Von dieſem Kapitale uͤbernehmen die drei hohen Regierungen den vier⸗ 
ten Theil mit 2,250,000 Thalern, worüber beſondere Stagts⸗Aktien ausgefertigt 
werden; die übrigen drei Viertheile mit 6,750,000 Thalern werden durch Pri⸗ 
vat⸗Aktien heſchafft. a 

§. 7. Die definitive Feſtſtellung des noͤthigen Kapitals erfolgt durch die 
Direktion mit Zuſtimmung des Verwaltungsrgthes und unter Genehmigung der 
drei hohen Regierungen nach Ablauf desjenigen Jahres, in welchem der Betrieb 
auf der ganzen. Bahn von Halle bis Eiſenach eröffnet wird. Sollte ſich dabei 
Laue cen über den angenommenen Betrag von 9,000,000 Thalern her⸗ 
ausſtellen, ſo wird dieſer et nach der Beſtimmung der drei hohen Re⸗ 
fh bg entweder durch Erhoͤhung des Aktienkapitales oder durch eine Anleihe 
aufgebracht. a . | 

$. 8. Jeder Zeichner einer Aktie iſt Mitglied der Geſellſchaft (Aktio⸗ 
nair), unterwirft ſich dem Statute derſelben und nimmt an dem Gewinne 
und Verluſte nach Verhaͤltniß ſeines Aktienkapitals Antheil. Er 
ſcheder durch Veraͤußerung des Quittungsbogens (§. 13.) aus der Geſell⸗ 
ſchaft, jedoch vorbehaltlich der fortbeſtehenden Verhaftung (F. 15.). Der xecht⸗ 
‚mäßige Erwerber des Quittungsbogens wird Mitglied der Geſellſchaft. Jeder 

orzeiger eines auf ſeinen Namen ausgeſtellten oder auf ihn übertragenen 
Quittungsbogens wird Seitens der Geſellſchaft als legitimirter Eigenthuͤmer 
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angeſehen. Die Richtigkeit der Legitimation zu prüfen, iſt die Direktion zwar 
befugt, aber nicht verpflichtet. Nach erfolgter Ausfertigung der Aktien wird 
jeder Inhaber einer Aktie Mitglied der Geſellſchaft und als ſolches durch Vor⸗ 
zeigung der Aktie legitimirt. 

§. 9. Ueber den Kapitalsbetrag ſeiner Aktien hinaus iſt kein Ak— 
tionair zu Zahlungen verpflichtet, der Fall der Konventionalſtrafe (S. 16.) aus⸗ 
genommen. 

F. 10. Zur Bildung eines Reſervefonds für außerordentliche Fälle 
und fuͤr Vermehrung der Betriebsmittel wird aus dem Ertrage des Unterneh— 
mens jaͤhrlich mindeſtens ein halbes Prozent des Aktienkapitals vorweg entnom- 
men. Dieſer Zuſchuß kann bei ſich ergebendem Beduͤrfniſſe unter Genehmigung 
der drei hohen Regierungen von der Direktion bis auf ein Prozent, mit Zu- 
ſtimmung des Verwaltungsrathes aber noch über dieſen Betrag hinaus, er: 
hoͤht werden. Doch darf ſich der Beſtand des Reſervefonds nicht höher als 
auf fuͤnf Prozent des Aktienkapitals belaufen. 

§. 11. Die ſtatutenmaͤßig zu erlaffenden oͤffentlichen Aufforderungen 
oder Bekanntmachungen werden als gehoͤrig bewirkt erachtet, wenn ſie in der 
Allgemeinen Preußiſchen Zeitung, dem Beiblatte zur Weimariſchen Staats- 
Zeitung, der Gothaiſchen privilegirten Zeitung und der Leipziger Zeitung erſchie⸗ 
nen ſind. Im Falle des Eingehens eines dieſer Blaͤtter hat die Direktion in 
den drei anderen das an deſſen Stelle tretende ein fuͤr allemal bekannt zu 
machen. 


II. Beſondere Beſtimmungen. 
A. Von den Aktien, Zinſen und Dividenden. 


$. 12. Die Einzahlung des von den drei hohen Regierungen uͤbernom⸗ 
menen Aktienkapitals von 2,250,000 Thlr. erfolgt, nachdem das Privataktien⸗ 
Kapital (S. 6.) vollſtaͤndig eingezahlt worden, auf den Antrag der Direktion 
nach Maaßgabe des Bedarfs in angemeſſenen Raten. Ueber den von jeder 
betheiligten Regierung eingezahlten Betrag wird derſelben Seitens der Diref- 
tion eine Aktie ausgefertigt, welche von drei Direktionsmitgliedern oder Stell⸗ 
vertretern zu unterſchreiben iſt. 
§. 13. Die Privataktien werden nach dem anliegenden Schema auf 
a Höhe von 100 Thlen. ſtempelfrei ausgefertigt und erſt dann ausgegeben, 
wenn der volle Betrag fuͤr dieſelben zur Geſellſchaftskaſſe berichtigt iſt; fie wer⸗ 
en: = wenigſtens zwei Direktionsmitgliedern oder Stellvertretern unter: 
rieben. 

Bis zur Ausfertigung dieſer Aktien werden mit Nummern bezeichnete 
Quittungsbogen ausgegeben, auf denen uͤber die Einzahlungen von dem zur 
Empfangnahme beſtellten Beamten unter Mitunterſchrift eines Mitglieds der 
Direktion quittirt wird. Dieſe Quittungsbogen werden auf den Namen des 
urſpruͤnglichen Aktienzeichners ausgeſtellt, und zwar in der Art, daß jeder Zeich⸗ 
ner fuͤr ſaͤmmtliche von ihm gezeichnete Aktien, ſo lange nicht die den Mur 
von der perſoͤnlichen Verhaftung (S. 15.) erfolgt iſt, nur einen einzigen Quit⸗ 
tungsbogen erhaͤlt. 
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$. 14. Die Höhe und den Zeitpunkt der auf die Privataftien zu 
leiſtenden Einzahlungen ſetzt die Direktion feſt. Die Einforderung geſchieht 
durch zweimalige Bekanntmachung in den §. 11. bezeichneten Blättern derge⸗ 
ſtalt, daß die letzte Inſertion ſpaͤteſtens vier Wochen vor dem letzten Einzah⸗ 
lungstage erfolgen muß. 

§. 15. Die urſpruͤnglichen Aktienzeichner ſind fuͤr den vollen No⸗ 
minalbetrag ihrer Aktien verhaftet, und koͤnnen ſich von dieſer Verpflichtung 
durch Uebertragung ihrer Rechte an Andere nicht befreien. Dem Verwaltungs⸗ 
Rathe der Geſellſchaft iſt es jedoch vorbehalten, ſobald 40 Prozent eingezahlt 
ſind, auf den Antrag der Direktion die Freilaſſung der urſpruͤnglichen Aktien⸗ 
zeichner von der ferneren Verhaftung zu beſchließen. Bis dahin werden alle 
3 als fuͤr Rechnung des urſpruͤnglichen Aktienzeichners geſchehen 
erachtet. 

§. 16. Zahlt ein Aktionair einen nach S. 14. eingeforderten Einſchluß 
nicht ſpaͤteſtens an dem beſtimmten letzten Zahlungstage ein, ſo verfaͤllt er fuͤr 
jeden Aktienbetrag von 100 Thlrn. in eine Konventionalſtrafe von zwei Thalern. 
Es wird ſodann unter zweimaliger oͤffentlicher Bekanntmachung (§. 11.) der 
Inhaber unter Angabe der Nummer des Quittungsbogens aufgefordert, die 
ruͤckſtaͤndige ſchuldige Rate nebſt der Konventionalſtrafe einzuzahlen. 

Erfolgt auch dann innerhalb vier Wochen nach der letzten Einruͤckung 
der Bekanntmachung die Zahlung der ruͤckſtaͤndigen Rate und der Strafe nicht, 
ſo verfallen die auf den betreffenden Quittungsbogen gemachten Einzahlungen 
der Geſellſchaft; der Bogen ſelbſt wird fuͤr unguͤltig erklaͤrt und dies oͤffentlich 
bekannt gemacht. Statt des fuͤr unguͤltig erklaͤrten Quittungsbogens wird ein 
anderer, welcher die naͤmlichen Rechte und Pflichten, wie der frühere, begründet, 
ausgefertigt, und zum Beſten der Geſellſchaft an der Berliner Boͤrſe durch 
einen vereideten Maͤkler verkauft. 

So lange jedoch die perſoͤnliche Verpflichtung des urſpruͤnglichen Aktien⸗ 
zeichners dauert (S. 15.), iſt die Direktion auch berechtigt, denſelben wegen der 
ruͤckſtaͤndigen Einzahlung und der verwirkten Konventionalſtrafe in gerichtlichen 
Anſpruch zu nehmen. 

$. 17. Nach erfolgter Einzahlung des ganzen Nominalbetrages werden 
die Privataktien gegen Ruͤckgabe der Quittungsbogen ausgehaͤndigt. Die Rich⸗ 
tigkeit der Legitimation desjenigen, der den Quittungsbogen praͤſentirt, um die 
Aktie in Empfang zu nehmen, iſt die Direktion zu prüfen zwar berechtigt, aber 
nicht verpflichtet, und es finden Anſpruͤche dritter an die Geſellſchaft nach er- 
folgter Aushaͤndigung der Aktie nicht weiter Statt. 

8. 18. Das eingezahlte Aktienkapital wird wahrend der Bauzeit bis 
zum Schluſſe desjenigen 779 * in welchem der Betrieb auf der ganzen Bahn 
von Halle bis Eiſenach eröffnet wird, mit vier Prozent jaͤhrlich verzinſet. Die 
Zinſen werden aus dem Baufonds entnommen, ſo weit ſie nicht ſchon aus dem 
waͤhrend der Bauzeit durch den Betrieb aufkommenden Ertrag gedeckt werden. — 
Die Verzinſung der Staatsaktien (S. 12.) 0 vom Schluſſe des Monats 
an, in welchem der entſprechende Betrag eingezahlt worden iſt. 

Die Verzinſung der einzelnen Einzahlungen auf die Privataktien be⸗ 
ginnt mit dem in der Ausſchreibung beſtimmten Schlußeinzahlungstage. — 

(Nr. 2495.) 8 


m 


Berichtigung der Zinſen bis zur letzten Theilzahlung geſchieht durch Abrech⸗ 
nung auf die jedesmaligen ferneren Theilzahlungen. Die uͤber die letzteren auf 
die Quittungsbogen zu ſetzenden Vermerke enthalten daher zugleich den Beweis 
der erfolgten Berichtigung der von den fruͤheren Einzahlungen bis dahin auf⸗ 
gelaufenen Zinſen. Durch Zeſſion eines Quittungsbogens wird das Recht auf 
die Zinſen der Einzahlungen, auch ohne daß deren beſondere Erwaͤhnung ge— 
ſchieht, mituͤbertragen. 

$. 19. Von dem Zeitpunkte ab, mit welchem die im 8. 18. feſtgeſetzte 
Verzinſung aus dem Baufonds aufhoͤrt, werden die nach Abzug der laufenden 
Verwaltungs⸗, Unterhaltungs- und Betriebskoſten, ſowie des zum Reſervefonds 
fließenden Betrages (§. 10.) verbleibenden Einnahmeuͤberſchuͤſſe, — der Rein⸗ 
ate — jaͤhrlich als Dividende auf ſaͤmmtliche Staats- und Privataktien 
vertheilt. 

8. 20. Sollte der Reinertrag eines Betriebsjahres ſich nicht auf drei 
Prozent fuͤr das ganze Aktienkapital belgufen, ſo verzichten die drei hohen Re⸗ 
gierungen auf die Dividende ‚für die Staatsaktien inſoweit als es noͤthig iſt, 
um fur die Privataktien eine Dividende von drei Prozent zu gewähren. Die⸗ 
ſes Nachſtehen der Staatsaktien hört jedoch nach Ablauf der erſten dreißig 
Betriebsjahre auf, und faͤllt ſchon innerhalb dieſes Zeitraumes hinweg, wenn 
nach den erſten zehn Betriebsjahren in fuͤnf auf einander folgenden Jahren fuͤr 
das ganze Aktienkapital jaͤhrlich eine Dividende von vier Prozent oder daruͤber 
aufkommt. 

ft 8. 21. Mit jeder Aktie werden „für eine angemeſſene Anzahl von Jah⸗ 
ren Dividendenſcheine ausgegeben, welche nach Ablauf des letzten Jahres 
durch neue erſetzt werden. Sie ſind nach dem beigefuͤgten Schema auszuferti⸗ 
gen und von mindeſtens Einem Mitgliede der Direktion zu unterſchreiben. 

Dividendenſcheine, welche innerhalb vier Jahren von der Verfallzeit ab 
gerechnet, nicht erhoben werden, verfallen zum Vortheil eines fuͤr die Beamten 
der Geſellſchaft zu bildenden Penſions⸗ und Unterſtuͤtzungsfonds. 

. 22. Sind Aktien oder Quittungsbogen angeblich vernichtet worden, 
verloren gegangen oder ſonſt abhaͤnden gekommen, ſo muͤſſen ſolche oͤffentlich 
aufgeboten und mortiſtzirt werden, bevor eine neue Ausfertigung erfolgen kann. 

Der Gerichtsſtand fuͤr dieſe Aufgebote iſt das Koͤnigliche Land⸗ und 
Stadtgericht zu Erfurt. 


B. Von den General-Verſammlungen. 


8. 23. Ueber beſonders wichtige Angelegenheiten der Geſellſchaft wird in 
General: Berfammlungen, ihrer Mitglieder Beſchluß gefaßt. Eine ſolche 
Verſammlung wird in jedem Jahre, der Regel nach im zweiten Quartale ge⸗ 
eo! jedoch auch außerordentlich einberufen, ſo oft es von den drei hohen 

egierungen, dem Verwaltungsrathe oder der Direktion fuͤr noͤthig erachtet wird. 

§. 24. Die General, Derfaniinlungen werden von der Direktion berufen 

und abwechſelnd in Halle, Merſeburg, Weißenfels, Naumburg, Apolda, Wei⸗ 

mar, Erfurt, Gotha und Eiſenach gehalten, wenn nicht nach dem Ermeſſen der 
Direktion beſondere Gruͤnde vorliegen, ſie in deren Sitze anzuberaumen. 

Die Einladung erfolgt durch dreimalige Bekanntmachung. Die letzte 
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ne muß ſpaͤteſtens vierzehn Tage vor dem Tage der Verſammlung 
erfolgen. 

§. 25. Jede der drei 15 Regierungen wird in den General⸗Ver⸗ 
ſammlungen durch das von Ihr zu beſtellende Direktions⸗Mitglied (8. 45.), 
welches nicht Aftionair zu ſeyn braucht, vertreten, und übt durch dieſes Ihr 
Stimmrecht aus. Denſelben ſteht in jeder General-Verſammlung ein Vier⸗ 
theil der geſammten Stimmen zu, und zwar dergeſtalt, daß von dieſem Vier⸗ 
theil auf Preußen ,, auf Sachfen⸗ eimar⸗Eiſenach 1? und auf Sachſen⸗ 
Koburg und Gotha , fallen. 

$. 26. An den General-Verſammlungen koͤnnen nur ſolche Aktionaire 
Theil nehmen, welche mindeſtens fuͤnf Aktien oder dieſer Aktienzahl entſprechende 
Quittungsbogen beſitzen. Der Beſitz von fuͤnf bis zehn Aktien gewaͤhrt Eine 
Stimme; beim Beſitze einer groͤßeren Anzahl ſteht jedem Theilnehmer fuͤr je 
zehn Aktien Eine Stimme zu; eine größere, Anzahl als zehn Stimmen kann 
jedoch kein Privataktionair fuͤr ſich in Anſpruch nehmen. 

Bei Zaͤhlung der Stimmen werden die eigenen des Aktionairs mit de⸗ 
nen ſeiner Machtgeber dergeſtalt zuſammengerechnet, daß ein in der Verſamm⸗ 
lung anweſender Aftionair für ſich und als Bevollmaͤchtigter anderer Aftionaire 
zuſammen hoͤchſtens zehn Stimmen erhaͤlt. 


$. 27. Der General-Verſammlung beizuwohnen und darin die Rechte 

der Aktionaire auszuuͤben, find nur diejenigen berechtigt, welche ſpaͤteſtens S Tage 
vor der Verſammlung die von ihnen eigenthuͤmlich beſeſſenen Aktien oder vor 
deren Ausfertigung die auf ihren Namen lautenden oder ihnen gehoͤrig zedirten 
Quittungsbogen in dem Buͤreau der Geſellſchaft, oder ſonſt auf eine der Di— 
rektion genuͤgende Weiſe niedergelegt, und dadurch die Zahl der Stimmen, zu 
welchen ſie berechtigt ſind, nachgewieſen haben. Hieruͤber empfangen ſie eine 
Beſcheinigung, welche zugleich als Einlaßkarte in die Verſammlung dient. Es 
ſteht jedoch den Aktionairen auch frei, ihre Aktien oder Quittungsbogen ſpaͤteſtens 
S Tage vor der General-Verſammlung nur bei einem von der Direktion zu 
beſtimmenden Beamten, welcher dieſelben nach der Nummer zu verzeichnen hat, 
anzumelden und vorzuzeigen, die Aktien oder Quittungsbogen ſelbſt aber in ih⸗ 
rem Beſitz zu behalten. Dieſelben empfangen uͤber die geſchehene Anmeldung 
eine Beſcheinigung, die gleichfalls als Einlaßkarte in die General⸗Verſammlung 
dient; ſie ſind aber ſchuldig, alsdann außer der Beſcheinigung die Aktien oder 
Quittungsbogen ſelbſt beim Eintritt in die Verſammlung an einen, von der Di⸗ 
rektion zu beſtimmenden Beamten, der dieſelben mit den Nummern des bei der 
Anmeldung aufgenommenen Verzeichniſſes zu vergleichen hat, vorzuzeigen. Das 
nach den beim Eintritt in die General-Verſammlung vorgezeigten Beſcheini⸗ 
gungen zu fertigende und von der Direktion zu atteſtirende Verzeichniß liefert 
den Nachweis der Zahl der anweſend geweſenen Aktionaire und der ihnen zu⸗ 
geſtandenen Stimmen. An den naͤchſten Tagen nach dem Schluſſe der General: 
Verſammlung koͤnnen die deponirten Aktien oder Quittungsbogen gegen Nuͤck⸗ 
gabe der daruͤbrr ertheilten Beſcheinigung wieder in Empfang genommen werden. 
Abaͤnderungen der obigen Beſtimmungen zur Erleichterung der Legitima⸗ 

tion koͤnnen von der Direktion unter Zuſtimmung des Verwaltungsrathes be⸗ 
(Nr, 2493.) ſchloſ⸗ 
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ſchloſſen werden; es ſind jedoch ſolche Beſchluͤſſe zugleich mit der Einladung zu 
der General-Verſammlung bekannt zu machen. 

5. 28. Es iſt jedem nach §. 27. legitimirten Aktionair geſtattet, ſich durch 
einen aus der Zahl der uͤbrigen Aktionaire gewaͤhlten Bevollmaͤchtigten auf 
Grund einer ſchriftlichen, lediglich der Pruͤfung der Direktion unterliegenden, 
Vollmacht vertreten zu laſſen. 

Moraliſche Perſonen werden durch einen Bevollmaͤchtigten vertreten, 
Pia e aus der Zahl ihrer Repraͤſentanten erwaͤhlt, oder ein Aktionair 
eyn muß. 
Handlungshaͤuſer koͤnnen durch ihre Prokuratraͤger, ſelbſt wenn dieſe 
nicht Aktionaire ſind, vertreten werden. 

Minderjaͤhrige und Ehefrauen duͤrfen durch ihre Vormuͤnder und 
Ehemaͤnner, wenn dieſe auch nicht ſelbſt Aktionaire ſind, und ohne daß es fuͤr 
dieſelben einer Autoriſation oder Vollmacht bedarf, vertreten werden. 

Frauen koͤnnen der General-Verſammlung nur durch Bevollmaͤchtigte 
beiwohnen. N 

Nichterſcheinende Aktionaire ſind den Beſchluͤſſen der Anweſenden 
unterworfen. 
N $. 29. Regelmaͤßige Gegenftände der Berathung und Beſchlußnahme 
der General-Verſammlung ſind: 

1) der Bericht der Direktion über die Ausführung des Baues und über 
die Geſchaͤfte des verfloſſenen Jahres unter Vorlegung des Rechnungs⸗ 
Abſchluſſes; 0 

2) die Entſcheidung uͤber ſolche Rechnungserinnerungen des Verwaltungs⸗ 
Rathes, in Betreff deren derſelbe ſich mit der rechnungslegenden Direktion 
nicht einigen kann, vorbehaltlich des Rechtsweges; 

3) die Wahl und etwaige Entlaſſung der Mitglieder des Verwaltungsrathes; 

4) diejenigen Angelegenheiten, welche der General⸗-Verſammlung von den 

— drei hohen Regierungen, dem Verwaltungsrathe, der Direktion, oder 
einzelnen Aktionairen zur Entſcheidung vorgelegt werden. 

Bei Berufung einer außerordentlichen General-⸗Verſammlung muß der 
Gegenſtand der Verhandlung in der Einladung kurz angedeutet werden. 

$. 30. Der Verwaltungsrath und die Direktion ſind verpflichtet, die⸗ 
jenigen Gegenſtaͤnde, welche ſie in der General-Verſammlung zur Berathung 
zu bringen beabſichtigen, ſich ſpaͤteſtens drei Tage zuvor gegenſeitig mitzutheilen. 
Beſondere Anträge einzelner Aktionaire (S. 29. zu A.) muͤſſen ſpaͤteſtens 
acht Tage vor der General-Verſammlung dem Vorſitzenden der Direktion 
ſchriftlich mitgetheilt werden, widrigenfalls dem Letzteren freiſteht, den Vortrag 
daruͤber bis zur naͤchſten General-Verſammlung zu vertagen. 

§. 31. Erforderlich iſt der Beſchluß einer General-Verſammlung: 

1) zur Anlegung von Zweig- und Verbindungsbahnen; 

2) zur Vermehrung des Aktien-Kapitals und Aufnahme von Darlehnen 
auf Prioritaͤts⸗Obligationen mit Ausnahme des im S. 7. gedachten Falles; 

3) zur Abänderung und Ergänzung der Statuten; 

4) zur Aufhebung der Beſchluͤſſe früherer General⸗Verſam mlungen; 

5) zur Aufloͤſung der Geſellſchaft. au 
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Soll in einer ordentlichen Verſammlung uͤber irgend einen der vorſte⸗ 
hend zu 1. bis 5. verzeichneten Gebenſtaͤnde Beſchluß gefaßt werden, ſo iſt der 
1 der Berathung in der Einladung zu dieſer Verſammlung beſonders 
zu bemerken. 

Zur Rechtsguͤltigkeit der Beſchluͤſſe zu 1., 2., 3. und 5. iſt die Geneh⸗ 
migung der drei hohen Regierungen erforderlich. 


$. 32. Der Vorſitzende der Direktion führt den Vorſitz in der Gene⸗ 
ral⸗Verſammlung und leitet die Verhandlung. Er beſtimmt insbeſondere die 
Folgeordnung der zu verhandelnden Gegenſtaͤnde, ertheilt das Wort und 
ſetzt das bei der Abſtimmung zu beobachtende Verfahren feſt. 

Die Beſchluͤſſe werden durch abſolute Stimmenmehrheit der an— 
weſenden Aktionaire gefaßt. Eine Ausnahme findet Statt bei den Beſchluͤſ⸗ 
ſen, welche eine Abaͤnderung der Statuten oder Aufloͤſung der Geſellſchaft feſt⸗ 
ſetzen, indem ein folder Beſchluß nur durch eine Majoritaͤt von zwei Drit- 
teln der anweſenden Stimmen gefaßt werden kann. 

a 1 Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den 
usſchlag. 

Bei der Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes und bei dem 
Verfahren uͤber die Decharge haben ſich die Mitglieder der Direktion ihrer 
Stimme zu enthalten; dieſe Beſchraͤnkung findet jedoch auf die von den drei 
hohen Regierungen ernannten Direktions⸗Mitglieder Feine Anwendung. 


§. 33. Bei der Wahl der Mitglieder des Verwaltungsraths 
findet folgendes Verfahren Statt: N 

a) die Wahl erfolgt durch Stimmzettel, auf denen jeder anweſende Aktio⸗ 
nair eine der Anzahl der zu Erwaͤhlenden gleiche Zahl von Geſellſchafts⸗ 
Mitgliedern bezeichnet; ; 

b) als erwaͤhlt werden diejenigen erachtet, welche nach Inhalt der Stimm: 
zettel die größte Anzahl der Stimmen ($$. 25. und 26.) erhalten haben; 

c) bei Stimmengleichheit wird durch das Loos, nach einer von dem 
Vorſitzenden in der Verſammlung ſelbſt zu treffenden Anordnung be⸗ 
ſtimmt, wer für gewählt zu achten iſt; 

d) das Reſultat der Wahl wird in dem uͤber die Verhandlung aufgenom⸗ 
menen Protokolle regiſtrirt; die Stimmzettel aber werden mit dem Sie⸗ 
gel der Geſellſchaft verſchloſſen und bis nach der naͤchſten ordentlichen 
General⸗Verſammlung aufbewahrt. 

Sollten Einer oder Mehrere der in den Verwaltungsrath Gewaͤhlten 
das Amt aus ſchlagen, was angenommen wird, ſofern ſie ſich nach erfolgter 
Benachrichtigung von der Wahl zur Annahme derſelben nicht binnen vierzehn 
Tagen ſchriftlich bereit erklaͤrt haben, ſo treten Diejenigen ein, welche nach den 
Gewaͤhlten die meiſten Stimmen erhalten haben. 


§. 34. Das über die Verhandlung jeder General⸗Verſammlung aufzu⸗ 
nehmende Protokoll wird von einer Gerichtsperſon oder einem Notar gefuͤhrt, 
und von den anweſenden Mitgliedern der Direktion, ſo wie von denjenigen Ak⸗ 
tionairen unterſchrieben, welche dies in der Verſammlung verlangen oder von 
Jahrgang 1844. (Nr. 2495.) 64 der 
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der Verſammlung hierzu beſtimmt werden. Das Protokoll, welchem ein von 
der Direktion zu beglaubigendes Verzeichniß der erſchienenen Aktionaire und de⸗ 
ren Stimmenzahl beizufuͤgen iſt, hat vollkommen beweiſende Kraft uͤber den 
Inhalt der von der Geſellſchaft gefaßten Beſchluͤſſe. 


C. Vom Verwaltungsrath. 


S. 35. Der Verwaltungsrath beſteht aus zwölf Mitgliedern, und zwar 
aus den drei von den hohen Regierungen beſtellten Direktions Mitgliedern und 
neun andern Mitgliedern, welche von der General-Verſammlung gewaͤhlt 
werden ($. 33.) 


§. 36. Die von der Geſellſchaft zu erwaͤhlenden Mitglieder des Ver⸗ 
waltungsrathes muͤſſen zehn Aktien oder dieſer Aktienzahl entſprechende Quit⸗ 
tungsbogen, welche waͤhrend der Dauer des Amtes bei der Direktion niederzu— 
legen ſind, beſitzen oder erwerben. 
Nicht wahlfaͤhig ſind: 
1) Die von der Geſellſchaft erwaͤhlten Direktions- Mitglieder und deren 
Stellvertreter, ſofern ſie nicht von der Direktion ausſcheiden; 
2) Beamte der Geſellſchaft und ſolche Perſonen, die mit der Geſellſchaft in 
Kontrakts⸗Verhaͤltniſſen ſtehen; i 
3) Perſonen, welche in Konkurs verſunken ſind oder ihre Zahlungen einge⸗ 
ſtellt haben und nicht im Stande ſind, die vollſtaͤndige Befriedigung 
ihrer Glaͤubiger nachzuweiſen; 
4) Perſonen, welche über zwei Meilen von der Bahn entfernt wohnen. 


§. 37. Von den neun gewählten Mitgliedern des Verwaltungsraths 
ſcheiden alljaͤhrlich mit dem Schluſſe des Quartals, worin die ordentliche Gene⸗ 
ral⸗Verſammlung gehalten wird, drei Mitglieder aus, welche durch neue Wahl 
in dieſer General⸗Verſammlung erſetzt werden. 

Die beim Beginn des Unternehmens gewaͤhlten neun Mitglieder bleiben 
jedoch im Amte bis zum Schluſſe 8805 Quartals, in welchem die erſte or⸗ 
dentliche General-Verſammlung nach Eröffnung des Betriebes auf der ganzen 
Bahn von Halle bis Eiſenach Statt findet. 

Das Ausſcheiden erfolgt nach dem Amtsalter und bei gleichem Amts⸗ 
alter durch das Loos. 

Die ausſcheidenden Mitglieder ſind wieder waͤhlbar. 


$. 38. Jedes von der Geſellſchaft gewählte Mitglied des Verwaltungs⸗ 
Nathes iſt berechtigt, fein Amt nach vorgaͤngiger achtwoͤchentlicher ſchriftlicher 
Aufkündigung niederzulegen, iſt aber zum Ausſcheiden verpflichtet, falls waͤhrend 
der Amtsdauer eins der §. 36. gedachten Hinderniſſe eintritt, oder die General: 
Verſammlung es verlangt. 


$. 39. Der Erſatz von Mitgliedern, die vor Ablauf ihrer ſtatutenmaͤßi⸗ 

gen Amtsdauer ausſcheiden, erfolgt aus denjenigen Perſonen, die bei der letzt⸗ 
vergangenen Wahl die meiſten Stimmen nach den wirklich eingetretenen Mit⸗ 
gliedern gehabt haben, und zwar in der Reihenfolge der erhaltenen Stimmenzahl. 
$. 40. 
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$. 40. Der Verwaltungsrath bildet ein Kollegium, in welchem der 
Vorſitzende der Direktion den Vorſitz führe und die Beſchluͤſſe nach Stimmen⸗ 
Mehrheit gefaßt werden. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des 
Vorſitzenden. i 

Die Verſammlungen finden nach der Beſtimmung der Direktion in 
Erfurt, Weimar oder Gotha Statt, und werden von dem Vorſitzenden ſo oft 
veranſtaltet, als die Geſchaͤfte es erfordern. Jedes Mitglied des Verwaltungs⸗ 
Raths iſt mindeſtens ſechs Tage vor der Zuſammenkunft ſchriftlich dazu einzuladen. 

Zur Guͤltigkeit eines Beſchluſſes, der auch durch ſchriftliches Votiren ge⸗ 
faßt werden kann, iſt es nothwendig, daß wenigſtens ſieben Mitglieder ihre 
Stimmen abgeben. . 


§. 41. Dem Verwaltungsrathe ſteht zu: 


1) die Wahl und etwaige Entlaſſung der vier von Seiten der Geſellſchaft 
zu beſtellenden Mitglieder der Direktion und ihrer Stellvertreter ($. 45.); 

2) die Feſtſtellung des von der Direktion zu entwerfenden Etats; 

3) die Zuſtimmung zu den Bahn- und Transporrgeld- Tarifen und deren 
Abaͤnderung; 

4) die Erhoͤhung des Reſervefonds uͤber Ein Prozent des Anlage-Kapitals 
für ein Jahr (S. 10.); 

5) der Beſchluß uͤber die Entlaſſung der urſpruͤnglichen Aktienzeichner aus 
der perſoͤnlichen Verbindlichkeit (§. 15.); 

6) die Begutachtung der nach §. 29. dem Beſchluſſe der General⸗Verſamm⸗ 
lung unterliegenden Gegenſtaͤnde; 

7) die Abnahme der von der Direktion zu legenden Bau- und Betriebe: 
Rechnung und die Ertheilung der Decharge; 

8) die beben zur Anlegung eines zweiten Bahngeleiſes; 

9) die Abhaltung außerordentlicher Kaſſenreviſionen; 

10) die Feſtſetzung der Remuneration der gewaͤhlten Direktions⸗Mitglieder; 

11) die Suspenſion einzelner Mitglieder des Verwaltungsraths, jedoch nur 
bis zur Entſcheidung der naͤchſten General⸗Verſammlung. 


$. 42. Werden die vom Verwaltungsrathe gegen die Bau- und Be: 
triebsrechnungen gemachten Erinnerungen nach feiner Meinung durch die Erklaͤ⸗ 
rungen der Direktion nicht erledigt, ſo werden ſie der Entſcheidung der General⸗ 
Verſammlung, und wenn ſich die Direktion oder das betheiligte Mitglied der⸗ 
ſelben hierbei nicht beruhigt, zur rechtlichen Entſcheidung verwieſen. Sind aber 
Erinnerungen nicht gemacht, oder haben fie ihre Erledigung gefunden, fo werden 
dieſe Rechnungen nebſt Belaͤgen auch noch zur Einſicht eines jeden Aktionairs 
ſechs Wochen lang im Bureau der Geſellſchaft ausgelegt. Wenn alsdann 
innerhalb 14 Tagen nach dieſem Zeitpunkt keine Einwendungen von Seiten der 
Aktionaire bei der Direktion oder dem Verwaltungsrathe eingehen, ſo iſt dieſer 
zur Ertheilung der Decharge an die Direktion ermächtigt. Gehen aber Ein- 
wendungen ein, fo muͤſſen fie, gleich urſpruͤnglichen Erinnerungen des Verwal: 
tungsraths, erſt durch die General - Verfammlung und noͤthigenfalls noch im 
ege Rechtens erledigt werden. * 
(Nr. 2498.) 64” $. 43. 
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$. 43. Im Falle einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen dem Verwal— 
tungsrathe und der Direktion über die §. 41. zu 1., 2., 3., A. und 7. ver⸗ 
zeichneten Gegenſtaͤnde iſt die Direktion, Falls dieſelbe ſich bei der Entſcheidung 
des Verwaltungsraths nicht beruhigen will, berechtigt, eine gemiſchte Konferenz 
zu verlangen, in welcher die ſtreitige Frage von ſaͤmmtlichen anweſenden Mit: 
gliedern des Verwaltungsraths und der Direktion nach Stimmenmehrheit ent— 
ſchieden wird. Den Vorſitz in der gemiſchten Konferenz fuͤhrt der Vorſitzende 
des Verwaltungsraths, deſſen Votum auch bei Stimmengleichheit den Aus: 
ſchlag giebt. Zur Guͤltigkeit eines Beſchluſſes einer gemiſchten Konferenz iſt 
noͤthig, daß ſowohl die Mitglieder des Verwaltungsraths als der Direktion 
jede fuͤr ſich, wenigſtens in beſchlußfaͤhiger Zahl ihre Stimmen abgegeben haben. 
In gleicher Weiſe wird in gemiſchter Konferenz uͤber diejenigen Gegenſtaͤnde 
berathen und beſchloſſen, welche nach SS. 3., 7. und 27. der gemeinfamen Be: 
ſtimmung der Geſellſchafts-Vorſtaͤnde anheimgegeben find. 


L. 44. Die Mitglieder des Verwaltungsrathes erhalten außer ihren 
baaren Auslagen, deren Feſtſetzung von dem Kollegium erfolgt, keine Remune— 
ration. Die Auslagen derſelben an Reiſekoſten und Diaͤten werden von dem 
Vorſitzenden, andere Auslagen von dem Kollegium ſelbſt feſtgeſetzt. 


D. Von der Direktion. 


8. 45. Die Direktion der Geſellſchaft hat in Erfurt ihren Sitz, und 
beſteht aus ſieben Mitgliedern. Drei Mitglieder werden von den hohen Re- 
gierungen ernannt, denen es vorbehalten bleibt, fuͤr jedes derſelben einen Stell⸗ 
vertreter zu beſtellen. Die uͤbrigen vier Direktionsmitglieder, imgleichen vier 
Stellvertreter für dieſelben werden durch Wahl des Verwaltungsrathes ($. 41.) 
aus der Zahl der in Erfurt, Weimar und Gotha wohnenden Aktionaire beſtellt, 
und zwar muß aus jeder dieſer drei Staͤdte mindeſtens ein Mitglied und ein 
Stellvertreter erwaͤhlt werden. a 


§. 46. Die von den drei hohen Regierungen zu ernennenden Direktions— 
Mitglieder und deren Stellvertreter brauchen nicht Aktionaire zu ſeyn. 

Die von der Geſellſchaft durch den Verwaltungsrath gewaͤhlten Mit⸗ 
glieder der Direktion und deren Stellvertreter muͤſſen zwanzig Aktien oder 
dieſer Aktienzahl entſprechende Quittungsbogen, welche waͤhrend der Dauer des 
Amtes bei der Direktion niederzulegen ſind, beſitzen oder erwerben. | 


Nicht wahlfaͤhig find: 
1) Perſonen, welche mit der Geſellſchaft in Kontraktsverhaͤltniſſen ſtehen; 
2) Perſonen, welche in Konkurs verſunken find, oder ihre Zahlungen ein⸗ 


geſtellt haben, und nicht im Stande ſind, die vollſtaͤndige Befriedigung 
ihrer Glaͤubiger nachzuweiſen. 


Werden Beamte dieſer oder einer anderen Eiſenbahn-Geſellſchaft gewaͤhlt, 

0 175 fie fpäteftens innerhalb 14 Tagen nach erfolgter Bekanntmachung der 
ahl ihr Amt niederlegen, widrigenfalls die auf ſie gefallene Wahl nee 
iſt/ 
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iſt, und diejenigen, die nach ihnen die meiften Stimmen haben, der Reihefolge 
nach eintreten. 

Auch duͤrfen zwei Mitglieder oder Stellvertreter der Direktion nicht 
Theilnehmer an demſelben Handlungsgeſchaͤfte ſeyn. 


$. 47. Von den gewaͤhlten vier Direktionsmitgliedern und vier Stell⸗ 
vertretern ſcheiden alljährlich regelmäßig nach abgehaltener ordentlicher General- 
Verſammlung ein Mitglied und ein Stellvertreter aus, welche ſoſort durch neue 
Wahl des Verwaltungsrathes zu erſetzen ſind. 

Das Ausſcheiden erfolgt nach dem Amtsalter und bei gleichem Amtsalter 
durch das Loos. 

Die Ausſcheidenden ſind wieder waͤhlbar. 

Jede neue Wahl muß mit Ruͤckſicht auf die Beſtimmung des . AB. 
über den Wohnſitz der Direktions mitglieder und Stellvertreter erfolgen. 

Die beim Beginn des Unternehmens gewählten vier Mitglieder und vier 
Stellvertreter bleiben jedoch im Amte, bis nach Abhaltung der erſten ordent⸗ 
lichen General-Verſammlung, welche nach Eröffnung des Betriebes auf der 
ganzen Bahn von Halle bis Eiſenach Statt findet. 


$. 48. Jedes von der Geſellſchaft gewaͤhlte Direktionsmitglied, ſo wie 
jeder Stellvertreter iſt berechtigt, ſein Amt nach vorgaͤngiger dreimonatlicher 
ſchriftlicher Aufkuͤndigung niederzulegen, iſt aber zum Ausſcheiden verpflichtet, 
Falls waͤhrend der Amtsdauer eine Aenderung des Wohnortes oder eines der, 
§. 46. gedachten Hinderniſſe eintritt oder der Verwaltungsrath es verlangt. 


$. 49. Bei einzelnen Vakanzen, welche durch Tod, Niederlegung des 
Amtes oder gezwungenes Ausſcheiden eintreten, erfolgt der Erſatz Eines der ge⸗ 
waͤhlten Direktionsmitglieder aus der Zahl der Stellvertreter nach der bei 
der Wahl als Stellvertreter Statt gefundenen Stimmenmehrheit. 

Ein auf dieſe Weiſe in die Direktion als Mitglied einruͤckender Stell⸗ 
vertreter verwaltet ſeine Stelle nur bis zum Eintritte des neuen Direktions⸗ 
1 welches in der naͤchſten Verſammlung des Verwaltungsraths zu 
waͤhlen iſt. 


§. 50 Die drei hohen Regierungen beſtimmen aus den von Ihnen be⸗ 
ſtellten Mitgliedern den DBorfigenden der Direktion und deſſen Stellvertreter. 
Der Vorſitzende ladet zu den Verſammlungen ein und leitet die Verhandlungen. 


$. 51. Die Direktion entwirft nach ihrem Zuſammentritte eine Ge: 
ſchaͤftsordnung, auf deren Ausfuͤhrung der Vorſitzende zu wachen hat. Die⸗ 
ſelbe verſammelt ſich woͤchentlich einmal; außerdem aber fo oft, als es der 
Vorſitzende fuͤr noͤthig erachtet oder zwei Mitglieder es verlangen. 

Die Faſſung der Beſchluͤſſe erfolgt durch Stimmenmehrheit, wobei 
fuͤr den Fall der Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden den Aus⸗ 
ſchlag giebt. Zur Faſſung eines guͤltigen Beſchluſſes muͤſſen außer dem Vor⸗ 
ſitzenden mindeſtens noch drei Mitglieder oder Stellvertreter anweſend ſeyn. 

Die Stellvertreter ſind berechtigt, jeder Verſammlung der Direktion 
mit berathender Stimme beizuwohnen. 
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$. 52. Die Direktion leitet ſaͤmmtliche Angelegenheiten der Ge: 
ſellſchaft, bringt ihre eigenen, ſo wie die Beſchluͤſſe der General⸗Verſammlungen 
und des Verwaltungsrathes in Ausführung, ernennt die Beamten der Geſell⸗ 
ſchaft, beſtimmt deren Gehalte und etwaige Gratifikationen innerhalb des Etats; 
verwaltet den Geſellſchaftsfonds und alle ſonſtigen Einnahmen der Geſellſchaft; 
erwirbt die zur Erreichung des Geſellſchaftszwecks erforderlichen Grundſtuͤcke, 
bewirkt die vollſtaͤndige Erbauung der Bahn, fo wie demnaͤchſt deren Unterhal⸗ 
tung, desgleichen die Aufführung, Anſchaffung und Unterhaltung der erforder: 
lichen Gebäude, Materialien, Transportmittel und Utenſilien; organiſirt und leitet 
den Transportbetrieb, ſchließt alle zu den gedachten Zwecken erforderlichen Kauf⸗ 
und Verkauf⸗, Tauſch⸗, Pacht: und Mieths⸗, Engagements⸗, Anleihe⸗ und ſon⸗ 
ſtige Vertraͤge Namens der Geſellſchaft, und repraͤſentirt die letztere in allen 
Verhaͤltniſſen nach Außen auf das Vollſtaͤndigſte, auch in ſolchen Faͤllen, wozu 
es ſonſt einer Spezialvollmacht bedarf. Insbeſondere iſt die Direktion ermaͤch⸗ 
tigt, die Mere, bei allen gerichtlichen Verhandlungen zu vertreten, 17 0 
rechte zu beſtellen, Eintragungen jeder Art in die Hypothekenbuͤcher und Loͤſchun⸗ 
gen in denſelben zu bewilligen, Wiederveraͤußerungen vorzunehmen, Entſagungen 
und Verzichte zu erklaͤren, Zeſſionen zu leiſten, Vergleiche zu ſchließen und 
Streitigkeiten ſchiedsrichterlicher Entſcheidung zu unterwerfen. 

Die Direktion kann zur Ausübung ihrer Befugniſſe auch Bevoll⸗ 
maͤchtigte ernennen. 


$: 53. Zur Ausübung aller der Direktion nach §. 52. zuſtehenden Ber 
fugniſſe bedarf dieſelbe gegen dritte Perſonen und Behörden keiner wei⸗ 
teren Legitimation, als eines gerichtlichen oder notariellen Atteſtes uͤber die Per⸗ 
ſonen ihrer jedesmaligen Mitglieder und deren Stellvertreter. Dieſes Atteſt 
wird auf Grund der Ernennungs⸗Urkunden und der Wahlverhandlungen aus⸗ 
gefertigt. Den Nachweis, daß die Direktion innerhalb der ihr ſtatutenmaͤßig 
zuſtehenden Befugniſſe handelt, iſt dieſelbe gegen dritte Perſonen und Behoͤrden 
niemals zu fuͤhren verpflichtet. Dieſelbe verbindet durch ihre Handlungen die 
Geſellſchaft gegen Dritte unbedingt. 


§. 54. Zu allen gerichtlichen und außergerichtlichen Erklärungen, insbes 
ſondere Vertraͤgen und Vollmachten iſt die Unterſchrift von drei Mitgliedern 
der Direktion oder Stellvertretern erforderlich und ausreichend, doch muß ſich 
die Unterſchrift des Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreters im Vorſitze darun⸗ 
ter befinden. In Betreff der Unterſchrift der Aktien⸗ oder Quittungsbogen 
und der Dividendenſcheine finden jedoch die beſonderen Beſtimmungen der 
$$. 12., 13. und 21. Anwendung. 


$. 55. Der Direktion liegt insbeſondere ob: 

1) eine vollſtaͤndige Buch- und Rechnungsfuͤhrung über die Geſchaͤfte der 
Geſellſchaft einzurichten und zu 0 ichtigen; 

2) die Aufſicht uͤber die Beamten zu fuͤhren, namentlich die regelmaͤßi⸗ 
re o wie die noͤthigen außerordentlichen Kaſſenreviſionen vorzu⸗ 
nehmen; 

3) die Etats aufzuſtellen; 

ö 4) den 
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4) den Tarif des Bahn- und Transportgeldes zu entwerfen; 

5) mit jedem Jahre den Abſchluß der Buͤcher zu veranlaſſen, und die 
7 nach den Grundſaͤtzen der kaufmaͤnniſchen Buchführung auf- 
zunehmen; 

6) die Hoͤhe der Dividende feſtzuſetzen; 

7) uͤber die Verwaltung des abgelaufenen Jahres und deren Reſultate 
der Generalverſammlung einen umfaſſenden Bericht zu erſtatten, von 
welchem gedruckte Exemplare ſpaͤteſtens vierzehn Tage vor deren Zur 
ſammenkunft in den von der Direktion zu beſtimmenden Staͤdten zum 
Ankauf bereit liegen muͤſſen; ' | 

S) alle Vertraͤge bei Lieferungen von Material oder bei Ausführung von 
Bau- und Handwerksarbeiten, ingleichen die Anſchaffung von 00 
nen und andern Geraͤthſchaften nur auf Grund oͤffentlichen Aufgebots 
abzuſchließen, wenn es ſich um einen Betrag von mehr als 200 Thlr., 
fuͤr einen einzelnen Fall handelt; zu einer Abweichung hiervon bedarf 
es der ſchriftlichen Zuſtimmung des Vorſitzenden. 


a §. 56. Die Mitglieder der Direktion verwalten ihr Amt nach beſter 
Einſicht, und ſind nur fuͤr jeden der Geſellſchaft aus Vorſatz oder grobem Ver⸗ 
ſehen zugefuͤgten Schaden verantwortlich. 


§. 57. Die von den hohen Regierungen ernannten drei Direktions⸗Mit⸗ 
glieder erhalten aus der Geſellſchaftskaſſe keine Verguͤtigung fuͤr ihre Muͤhwal⸗ 
tung. Den gewaͤhlten Mitgliedern dagegen wird fuͤr jedes Jahr beim Anfange 
deſſelben durch den Verwaltungsrath unter Genehmigung der drei hohen Re⸗ 
gierungen eine Remuneration ausgeſetzt. Reiſekoſten und andere Auslagen wer⸗ 
den ſaͤmmtlichen Direktions-Mitgliedern und Stellvertretern aus der Geſell⸗ 
ſchaftskaſſe erſtattet. 


E. Von den Beamten der Geſellſchaft. 


§. 58. Die Beamten der e werden auf Grund des Etats 
von der Direktion unter den von derſelben feſtzuſetzenden Bedingungen ange⸗ 
ſtellt, jedoch bleibt den drei hohen Regierungen die Beſtaͤtigung 
a) der höheren techniſchen Beamten, einſchließlich der Sektions⸗Inge⸗ 
nieure; 
b) des erſten Adminiſtrativ-VBeamten und feines etwaigen Subſtituten; 
o) des erſten Kaſſenbeamten 
vorbehalten und zwar hinſichtlich der unter a) und b) gedachten Beamten mit 
der Maaßgabe, daß es den drei hohen Regierungen freifteht, die von der Di⸗ 
rektion hierzu vorgeſchlagenen Perſonen ohne Angabe von Gruͤnden zu verwer⸗ 
fen, und Ihrerſeits in einem ſolchen Falle die Beamten zu beſtimmen. 
Sowohl die Beſoldung der drei zu a) b) und c) gedachten Beamten, 
als die ſonſtigen Verhaͤltniſſe derſelben und die Bedingungen ihrer Entlaſſung 
ſind unter Genehmigung der hohen Regierungen feſtzuſetzen. a 
Die Direktion hat darauf Rücklicht zu nehmen, daß die in den einzel⸗ 
(Nr. 2495.) nen 


a Me Ba 


— 434 — 


nen Gebieten anzuſtellenden Beamten, ſo weit thunlich, aus den dortigen Unter⸗ 
thanen gewaͤhlt werden. 

Anſtellungen auf Lebenszeit oder vertragsmaͤßige Zuſicherungen von Aus⸗ 
trittsentſchaͤdigungen ſind ruͤckſichtlich ſaͤmmtlicher Geſellſchaftsbeamten nur mit 
Zuſtimmung des Verwaltungsrathes und unter Genehmigung der drei hohen 
Regierungen zuläffig. 


III. Tranſitoriſche Beſtimmungen. 


8. 59. Bis zur erfolgten Einſetzung der Direktion (§. 62.) werden die 
zur weiteren Vorbereitung des Unternehmens erforderlichen Geſchaͤfte und Ver⸗ 
handlungen von dem bereits beſtehenden Ausſchuſſe für die Thuͤringiſche Eiſen— 
bahn⸗Geſellſchaft fortgeführt. 


5. 60. Da die 67,500 Privat⸗Aktien (§. 6.) bis auf 16,250 Stüc 
bereits vertheilt find, hierauf aber bei der, durch den Ausſchuß ($. 59.) veran⸗ 
laßten weiteren Zeichnung eine ſo hohe Summe angemeldet worden iſt, daß 
eine Vertheilung der 16,250 Aktien pro rata nicht Statt finden kann, ſo ſoll 
die Vertheilung in der Weiſe eintreten, daß die 

Zeichner von 1 bis 5 Aktien, eine Aktie, 
c „ 6 10 2 zwei Aktien, 
. mehr als 10⸗ drei Aktien 
erhalten. Die hiebei noch uͤbrig bleibenden Aktien, deren gleichmaͤßige Verthei⸗ 
lung nicht moͤglich ift, find von dem Ausſchuſſe (§. 59.) oder der Direktion 
(§. 62.) zum Beſten der Geſellſchaft zu veräußern. J 


5. 61. Von dem Ausſchuſſe (S. 59.) iſt ſofort, ſofern es nicht bereits 
geſchehen, eine Einzahlung im Betrage von 10 Thalern auf jede Privat-Aktie 
(§. 6.) auszuſchreiben (S. 14.) und einzuziehen. 

Die Einzahlungen ſind nach den von dem Ausſchuſſe zu treffenden naͤ⸗ 
heren Beſtimmungen zu leiſten und es werden die eingezahlten Betraͤge bis 
zur erfolgten Einſetzung der Direktion (S. 62.) bei den Magiſtraͤten der an der 
Bahnlinie gelegenen Städte oder bei ſonſtigen Behörden ſicher niedergelegt. Je⸗ 
dem Aktienzeichner wird uͤber die Einzahlung auf ſaͤmmtliche ihm zugetheilte Ak⸗ 
tien Eine Quittung ertheilt, welche bei der zweiten Einzahlung gegen einen Quit⸗ 
tungsbogen ($. 13.) ausgetauſcht wird. f 

Wer die ausgeſchriebene erſte Einzahlung auf ſaͤmmtliche ihm zugetheilte 
Aktien nicht vollſtaͤndig leiſtet, kann von dem Ausſchuſſe, oder nach Einſetzung 
der Direktion von dieſer ſofort ſeines Anrechts verluſtig erklaͤrt werden. 


N S. 62. Innerhalb vier Wochen nach dem für die erſte Einzahlung be⸗ 
ſtimmten Termine iſt Behufs der Wahl der von der Geſellſchaft zu beſtellenden 
Mitglieder des Verwaltungsraths eine Generalverſammlung in Erfurt zu hal⸗ 
ten, welche von dem Ausſchuſſe ($. 59.) nach Maaßgabe des §. 24. zu berufen 
iſt. In Betreff der Legitimation zur Theilnahme an dieſer Generalverſamm⸗ 
lung, ſo wie in Betreff der Stimmberechtigung, der Schlußfaſſung und 2 

Wahl⸗ 
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Wahlverfahrens finden die Vorſchriften im Abſchnitte II. B. des Statuts auch 
hier Anwendung. Nach Zuſammentritt des Verwaltungsraths werden von die— 
ſem die Seitens der Geſellſchaft zu ernennenden Direktions-Mitglieder und de- 
ren Stellvertreter erwaͤhlt. Nachdem ſodann die Direktion eingeſetzt worden, 
hat der Ausſchuß die Leitung und Verwaltung der Geſchaͤfte an die Direktion 
zu übergeben, welche insbeſondere auch zur Dispoſition über die nach § 61. 
eingezahlten Beträge befugt iſt, und die von dem Ausſchuſſe auf die Vorberei⸗ 
tung des Unternehmens bis dahin verwendeten Koſten zu erſtatten hat. 


(Folgen die Unterſchriften.) 
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rden für eine angemeſſene Anzahl 
enſcheine ausgereicht, welche nach Ablauf des letz⸗ 
ſetzt werden. 


Jahres durch neue er 


1. des Statuts. Mit jeder Aktie we 
ten 


Jahren Dividend 


8.2 
von 


— — 


Schema der Privat-Aktien. 


Aetie 


der 


Thüringiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 


= 


über Einhundert Thaler. 


Inhaber dieſer Aktie nimmt auf Höhe des obigen Betrages in Ger 
maͤßheit des Koͤniglich Preußiſcher Seits m̃qͤqu—— „Großher⸗ 
zoglich Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenachiſcher Seits am und 
Herzoglich Sachſen-Koburg- und Gothaiſcher Seits am........... 


landesherrlich beſtaͤtigten Statutes verhaͤltnißmaͤßig Theil an dem ge 
ſammten Eigenthum, Gewinn und Verluſt der Geſellſchaft. 
. den ten 184 


Direktion der Thuͤringiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft. 
7 (Unterſchrift zweier Mitglieder.) 


Eingetragen im Regiſter Fol. 


Sche⸗ 


— 437 — 


Schema der Dividendenſcheine zu den Privat⸗Aktien. 


Dividendeſchein R Habe 18. 


rhalb vier Jahren, 
verfallen zum Vor⸗ 


zu bildenden Penſions⸗ und 


80 


ababer dieſes Scheins empfängt gegen deſſen Rückgabe aus der Kaffe 
der Thuͤringiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft diejenige Dividende, welche fuͤr 
das Jahr 18... auf die Aktie W. fallen und deren Betrag nebſt 
der Verfallzeit von der Direktion bekannt gemacht werden wird. 


Erfurt, den ten 184 
Direktion der Thuͤringiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 


nfcheine, welche inne 
nicht erhoben werden, 


Unterſtützungs fond 


r die Beamten der Geſellſchaft 


2 (unterſchrift eines Mitgliedes.) 


f 


„des Statuts. Dividende 
Verfallzeit abgerechnet, 


§. 21. d 
von der 


Eingetragen im Regiſter M 


theil eines 
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Vertrag 
zwiſchen 
Seiner Majeſtät dem Könige von Preußen, Seiner Hoheit dem Kurprinzen und Mit⸗ 
regenten von Heſſen, Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzoge zu Sachſen-Weimar⸗ 
Eiſenach und Seiner Herzoglichen Durchlaucht dem Herzoge zu Sachſen-Koburg und 
Gotha, die Herſtellung einer Eiſenbahn von Halle nach Caſſel betreffend. 


Vom 20. Dezember 1841. 


San Majeſtaͤt der König von Preußen, Seine Hoheit der Kurprinz und 
Mitregent von Heſſen, Seine Koͤnigliche Hoheit der Großherzog zu Sachſen— 
Weimar⸗Eiſenach und Seine Herzogliche Durchlaucht der Herzog zu Sachſen— 
Koburg und Gotha, von dem Wunſche beſeelt, Allerhoͤchſt- und Hoͤchſt Ihren 
Unterthanen die Vortheile zuzuwenden, welche ſich von einer Verbindung Hoͤchſt⸗ 
Ihrer Staatsgebiete vermittelſt der Anlegung von Eiſenbahnen fuͤr die Be⸗ 
lebung und Befoͤrderung des gegenſeitigen Verkehrs erwarten laſſen, haben, 
Behufs einer Vereinigung uͤber dieſen Gegenſtand und zum Zwecke der Feſt⸗ 
ſtellung der Verhaͤltniſſe, welche die Ausfuͤhrung eines ſolchen Unternehmens 
nothwendig macht, Bevollmaͤchtigte ernannt, und zwar: 
Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen: 
Allerhoͤchſt FJhren Geheimen Ober⸗Finanzrath Adolph von Pommer⸗ 
Eſche, Ritter des Koͤniglich Preußiſchen Rothen Adlerordens vierter 
Klaſſe, Kommandeur erſter Klaſſe des Koͤniglich Hannoverſchen Guel— 
phenordens und Kommandeur des Herzoglich Anhaltiſchen Geſammtordens 
Albrecht des Baͤren, | 
und: 
Allerhoͤchſt Fhren Geheimen Legationsrath Karl Ludwig Guſtav Bord, 
Ritter des Koͤniglich Preußiſchen Rothen Adlerordens dritter Klaſſe mit 
der Schleife und des Kaiſerlich Ruſſiſchen St. Stanislausordens zwei⸗ 
ter Klaſſe, Kommandeur erſter Klaſſe des Koͤniglich Hannoverſchen Guel- 
phenordens, Ritter des Koͤniglich Franzoͤſiſchen Ordens der Ehrenlegion 
und des Tuͤrkiſchen Ordens Niſchan-Iftihar in Brillanten; 


Seine Hoheit der Kurprinz und Mitregent von Heſſen: 
HöchftFhren Staatsrath, außerordentlichen Geſandten und bevollmaͤch⸗ 
tigten Miniſter am Koͤniglich Preußiſchen Hofe Karl Friedrich von 
Wilkens⸗Hohenau, Kommandeur zweiter Klaſſe des Kurheſſiſchen 
Hausordens vom goldenen Löwen, Ritter des Koͤniglich Preußiſchen 
Rothen Adlerordens dritter Klaſſe und des St. Johanniterordens, 
Großkreuz des Großherzoglich Badiſchen Ordens vom Zaͤhringer Loͤwen, 
Kommandeur erſter Klaſſe des Großherzoglich Heſſiſchen Ludwigsordens 
und Komthur des Großherzoglich Saͤchſiſchen Ordens vom weißen Falken; 
d: 


und: 
Hoͤchſt Ihren Ober⸗Berg⸗ und Salzwerks⸗Direktor Hein rich Theodor 
Ludwig Schwedes, Kommandeur zweiter Klaſſe des Kurheſſiſchen 

Haus⸗ 
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Hausordens vom goldenen Loͤwen, Ritter des Koͤniglich Preußiſchen 
Rothen Adlerordens zweiter Klaſſe, Komthur des Großherzoglich Badi⸗ 
ſchen Ordens vom Zaͤhringer Loͤben und des Großherzoglich Saͤchſiſchen 
Ordens vom weißen Falken; 

Seine Königlihe Hoheit der Großherzog zu Sachſen⸗Weimar: 
HoͤchſtFhren Staatsrath und Geheimen Referendar Karl Thon, Rit⸗ 
ter des Großherzoglichen Hausordens vom weißen Falken, reſp. in deſſen 
Vertretung den Herzoglich Sachſen-Koburg und Gotha 'ſchen Geheimen 
Aſſiſtenzrath Karl Heß, 

und: 

Seine Herzogliche Durchlaucht der Herzog zu Sachſen⸗Koburg⸗ und Gotha: 

Hoͤchſt hren Miniſter-Reſidenten am Koͤniglich Preußiſchen Hofe, den 
Oberſt⸗Lieutenant und Kammerherrn Otto Wilhelm Karl von Roͤ⸗ 
der, Ritter des Koͤniglich Preußiſchen Rothen Adlerordens dritter Klaſſe, 
Komthur erſter Klaſſe des Herzoglich Sachſen⸗Erneſtiniſchen Hausordens, 
Komthur des Herzoglich Braunſchweigiſchen Ordens Heinrich des Löwen 
und des Koͤniglich Belgiſchen Leopoldordens, Ritter des Koͤniglich Baye⸗ 
riſchen Civil-Verdienſtordens, 


und: 

a Geheimen Aſſiſtenzrath Karl Heß, Ritter des Herzoglich 
achſen⸗Erneſtiniſchen Hausordens, 

welche, nach vorhergegangener Verhandlung, unter dem Vorbehalte der Ratifi⸗ 

kation, uͤber folgende Punkte uͤbereingekommen ſind: 


Artikel 1. 

Die Koͤniglich Preußiſche, die Kurfuͤrſtlich Heſſiſche, die Großherzoglich 
Sachſen-⸗Weimarſche und die Herzoglich Sachſen-Koburg- und Gothaiſche Ne 
gierung erklaͤren ſich bereit, die Anlegung einer Eiſenbahn von Halle in der Rich⸗ 
tung auf Merſeburg, Weißenfels und Naumburg hin und weiter uͤber Weimar, 
Erfurt, Gotha, Eiſenach, Rothenburg nach Caſſel und von letzterem Orte zum 
Anſchluß an die in der Vorbereitung begriffene Bahn von Minden nach Cöln 
innerhalb Ihrer Staatsgebiete zuzulaſſen und zu befoͤrdern. ö BO 

Die Königlich Preußiſche und die Kurfuͤrſtlich Heſſiſche Regierung be⸗ 
halten ſich vor, ſich darüber näher zu verſtaͤndigen, wie die Bahn von Kaſſel 
aus auf eine angemeſſene Weiſe mit der oben gedachten 5 von Minden 
nach Coͤln, oder mit einer andern nach dem Niederrhein zu führenden Eiſen⸗ 
bahn in unmittelbarer Verbindung gebracht werden ſoll. 


Artikel 2. 

Die vorſtehend bezeichnete Eiſenbahn fol in einer ununterbrochenen, fo 
geraden Richtung gefuͤhrt werden, als die Terrain- und Verkehrsverhaͤltniſſe 
ſolches zulaſſen. 

Die hohen kontrahirenden Regierungen verpflichten ſich, dafuͤr Sorge zu 
tragen, daß die Spurweite fuͤr dieſe Bahn mit der auf den Preußiſchen Bah⸗ 
nen angenommenen Spurweite von A Fuß 83 Zoll Engliſchen Maaßes im Lich⸗ 
ten der Schienen in Uebereinſtimmung gebracht und erhalten werde, ſo wie ſie 

(Nr. 2495.) auch, 


auch, ſoweit thunlich, auf uͤbereinſtimmende Konſtruktionsverhaͤltniſſe und gleich⸗ 
maͤßige Laͤnge der Stationen Bedacht nehmen werden. 


Artikel 3. a 
Es bleibt einer jeden der hohen kontrahirenden Regierungen uͤberlaſſen, 
innerhalb Ihres Gebiets die Ausführung der Bahn entweder ſelbſt zu uͤber⸗ 
nehmen oder Privatunternehmer dafuͤr zu konzeſſioniren. 


Artikel 4. 


Die hohen kontrahirenden Regierungen werden vor Ertheilung der Kon— 
zeſſionen uͤber den Inhalt derſelben ſich gegenſeitig verſtaͤndigen, damit ſolche 
moͤglichſt in Uebereinſtimmung gebracht werden. b 

Dabei ſollen die Beſtimmungen des Koͤniglich Preußiſchen Geſetzes uͤber 
die Eiſenbahn-Unternehmungen vom 3. November 1838. auch für die Bahn- 
Strecken in dem Kurfuͤrſtlichen, Großherzoglichen und Herzoglichen Gebiete in ſo 
weit zum Grunde gelegt werden, als nicht die Verſchiedenheit der, in den einzel⸗ 
nen Staaten beſtehenden Geſetzgebungen oder beſondere Verhaͤltniſſe bei Auf⸗ 
bringung der Baufonds eine Abweichung davon nothwendig machen. 

Artikel 5. 

Die e ee ee und die Herzoglich Sachſen⸗ 
Koburg- und Gothaiſche Regierung erklaͤren ſich bereit, für ihre Lande geſetzliche 
Erpropriations⸗Beſtimmungen hinſichtlich der Erwerbung und Benutzung des 
fuͤr die Eiſenbahn erforderlichen Grund und Bodens zu erlaſſen, wie ſolches 
Koͤniglich Preußiſcher und Kurfuͤrſtlich Heſſiſcher Seits bereits geſchehen iſt. 

Artikel 6. 

Am die zur Aufrechthaltung der Ordnung und Sicherheit bei dem Be⸗ 
triebe zu treffenden Vorkehrungen und Anordnungen in Uebereinſtimmung zu 
bringen, werden die hohen kontrahirenden Regierungen eine gegenſeitige Ver⸗ 
ſtaͤndigung hierüber treffen, ſo wie überhaupt darauf Bedacht nehmen, für die 
Eiſenbahn in ihrer ganzen Ausdehnung ein gemeinſchaftliches Bahn-Polizei⸗Re⸗ 
glement einzufuͤhren. 


Artikel 7. 

Damit eine dem Zwecke der Eiſenbahn entſprechende Benutzung derſelben 
geſichert werde, werden die hohen kontrahirenden Regierungen dafuͤr Sorge tra⸗ 
gen, daß taͤglich wenigſtens Einmal von jedem der Endpunkte der Bahn, 
alſo von Halle und von dem Anſchlußpunkte an die Minden⸗Coͤlner Bahn, 
ohne Aufenthalt auf den Stationen, ſoweit ſolcher nicht durch die Natur des 

etriebes bedingt wird, eine zuſammenhaͤngende Beförderung bis zum entgegen⸗ 
geſetzten Endpunkte der Bahn Statt finde. 

Sie ertheilen ſich daher gegenſeitig die Zuſicherung, den Plan fuͤr die 
Fahrten auf der Bahn mit Ruͤckſicht auf dieſen Zweck nur nach vorhergegan⸗ 
gener Verſtaͤndigung feſtzuſetzen, und werden demgemäß, fofern die Bahn durch 
Privatunternehmer ausgeführt wird, ſich die entſprechende Einwirkung auf die 
Anordnung und Aenderung der Fahrten vorbehalten. 

Ar⸗ 
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Artikel 8. 

23 qiſchen den gegenſeitigen Unterthanen ſoll ſowohl bei Feſtſtellung der 
Befoͤrder ungspreiſe, als der Zeit der Abfertigung, kein Unterſchied gemacht wer: 
den, namentlich ſollen die aus dem Gebiete des einen in das Gebiet des andern 
Staats uͤbergehenden Transporte weder in Beziehung auf die Befoͤrderungs⸗ 
preiſe, noch ruͤckſichtlich der Abfertigung unguͤnſtiger behandelt werden, als die 
aus den betreffenden Staaten abgehenden oder darin verbleibenden Transporte. 


Artikel 9. 

Die hohen kontrahirenden Regierungen verpflichten ſich, Anſtalten zu 
treffen und die Eiſenbahnunternehmer anzuhalten, daß fuͤr die auf der Eiſen⸗ 
bahn von Halle nach Caſſel und von dort weiter, ſo wie in entgegengeſetzter 
Richtung, zu befoͤrdernden Transporte von Truppen, Waffen, Kriegs- und 
Verpflegungsbeduͤrfniſſen, ſo wie von Militair- Effekten jeglicher Art, noͤthigen⸗ 
falls auch außerordentliche Fahrten eingerichtet und fuͤr dergleichen Transporte 
nicht bloß die unter gewoͤhnlichen Umſtaͤnden bei den Fahrten zur Anwendung 
kommenden, ſondern die ſonſt noch vorhandenen Transportmittel benutzt werden. 

Den Militairverwaltungen der hohen kontrahirenden Staaten wird ge⸗ 
genſeitig die Befugniß vorbehalten, ſich zu dergleichen Transporten eigener 
Transport- und Dampfwagen zu bedienen. In ſolchen Faͤllen wird an die 
Eiſenbahnunternehmer außer der Erſtattung der Feuerungskoſten nur ein maͤßi⸗ 
ges Bahngeld gewährt. Findet daneben noch die Benutzung der Transport: 
mittel der Eiſenbahnunternehmer ſtatt, ſo wird dieſelbige nach billig maͤßigen 
Saͤtzen beſonders verguͤtet. Auch wollen die hohen kontrahirenden Regierungen 
darauf hinwirken, daß von den Eiſenbahnunternehmern eine Anzahl von Trans⸗ 
portfahrzeugen ſo eingerichtet werde, um noͤthigenfalls auch zum Transporte von 
Pferden benutzt werden zu koͤnnen, ſo wie dieſelben ferner darauf Bedacht neh⸗ 
men werden, daß von den Unternehmern eine Anzahl von Wagen in einer 
Laͤnge von zwoͤlf Fuß, zum Gebrauche bei der Abſendung der Militair⸗Effekten 
bereit gehalten werde. Ruͤckſichtlich der Befoͤrderungspreiſe fuͤr Truppen, Waf⸗ 
fen, Kriegs- und Verpflegungsbeduͤrfniſſe, fo wie Militair⸗ Effekten jeglicher Art, 
ſoll kein Unterſchied zwiſchen den Militairverwaltungen der kontrahirenden Staa⸗ 
ten gemacht und von keiner derſelben ein hoͤherer Preis gefordert werden, als 
derjenige, welchen jede Regierung fuͤr Ihre eigenen Transporte der gedachten 
u 5 die Unternehmer der in Ihrem Gebiete belegenen Bahnſtrecke zu ent⸗ 
richten hat. 

Die Beſtimmungen der beſtehenden Etappen-Konventionen finden auch 
in allen denjenigen Faͤllen unveraͤndert Anwendung, wo die Militairverwaltun⸗ 
gen es fuͤr angemeſſen erachten, ſich der Eiſenbahn zur Befoͤrderung von Trup⸗ 
pen zu bedienen. . 

Artikel 10. 


Die hohen kontrahirenden Regierungen erklaͤren ſich bereit, unbeſchadet 
der zwiſchen dem Koͤniglich Preußiſchen Poſt-Departement und der Fuͤrſtlich 
Thurn» und Taxisſchen General- Poſtdirektion vertragsmaͤßig beſtehenden ge⸗ 
genſeitigen Rechte und Verbindlichkeiten, die Unternehmer der in Ihren Gebie⸗ 
ten belegenen Strecken der in Rede ſtehenden Bahn zu verpflichten: Bi 
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1) den Betrieb, ſo weit die Natur deſſelben ſolches geſtattet, in die noth⸗ 
. Uebereinſtimmung mit den Beduͤrfniſſen der Poſtverwaltung 
zu bringen; 

2) den Transport der Briefe, Gelder und Poſtguͤter und der dazu etwa 
erforderlichen Poſtwagen, inſoweit nicht in den einzelnen Staaten fuͤr 
deren eigene Poſten den Unternehmern die unentgeldliche Befoͤrderung 
obliegt, gegen Entrichtung der niedrigſten Frachtpreiſe zu uͤbernehmen 
und dazu die noͤthigen Einrichtungen zu treffen; 

3) der Poſtverwaltung, um dieſelbe in den Stand zu ſetzen, ſich der 
Eiſenbahn zur Briefbefoͤrderung bei Tag und Nacht ununterbrochen 
bedienen zu koͤnnen, die Befugniß einzuraͤumen, ſoweit dies in Betreff 
des Briefpoſtdienſtes noͤthig werden ſollte, ſich entweder der Betriebs⸗ 
mittel der Unternehmer, außer der gewoͤhnlichen Fahrzeit zur Poſtbe⸗ 
förderung auf der Eiſenbahn gegen angemeſſene Entſchaͤdigung zu be⸗ 
dienen, oder die Bahn ſelbſt mit eigenen Betriebsmitteln gegen Ent⸗ 
richtung eines, nach Maaßgabe der SS. 29. 30. und 31. des Preußi⸗ 
ſchen Eiſenbahn-Geſetzes vom 3. November 1838. zu berechnenden 
Bahngeldes und gegen Verguͤtung des durch Nachtfahrten etwa er⸗ 
wachſenden hoͤhern Aufwandes, zu benutzen. Die Feſtſtellung der zur 
Erreichung des vorſtehend bezeichneten Zweckes erforderlichen Einrich⸗ 
tungen und Beſtimmungen zwiſchen den verſchiedenen Poſtverwaltun⸗ 
gen bleibt einer naͤhern Vereinbarung vorbehalten. 


Artikel 11. 

Die hohen kontrahirenden Regierungen werden dahin wirken, daß von 
der im Artikel 1. bezeichneten Eiſenbahn eine Eiſenbahnverbindung durch den 
Eiſenach ſchen Kreis des Großherzogthums Sachſen⸗Weimar uͤber Meiningen, 
Hildburghausen, Koburg, in der Richtung nach Bamberg hin hergeſtellt werde. 
Auch verpflichtet ſich die Kurfuͤrſtlich Heſſiſche Regierung bis zur Beendigung 
des Baues der Bahn von Koburg nach Caſſel von letzterem Orte aus eine 
Eiſenbahn nach Carlshafen auszufuͤhren. 


Artikel 12. 
Die Kurfuͤrſtlich Heſſiſche Regierung ertheilt die Zuſicherung, eine Eifen- 
bahn von Caſſel nach Frankfurt a. M. und ſomit eine Verbindung der im 
Artikel 1. bezeichneten Bahn nach letztgedachtem Orte zu befoͤrdern. 


Artikel 13. 


Fauͤr die Transporte der im Artikel 11. und 12. genannten Eiſenbahnen, 
ſowie anderer etwa kuͤnftig herzuſtellender en wird die Aufnahme und 
— ſoweit thunlich — ununterbrochene Befoͤrderung auf der im Artikel 1. be⸗ 
zeichneten Bahn, unter Vorbehalt der Gegenſeitigkeit, hiemit zugeſichert. 


Artikel 14. 


Die hohen kontrahirenden Regierungen verpflichten ſich, darauf ein wach⸗ 
ſames Auge zu haben, daß auf den Bahnhoͤfen oder in den zur Eiſenbahn . 
ho⸗ 
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hörigen Gebäuden weder Spielbanken angelegt, noch überhaupt daſelbſt Hazard⸗ 
Spiele irgend einer Art geduldet werden. 
Artikel 15. 


Gegenwaͤrtiger Vertrag ſoll zur Landesherrlichen Genehmigung vorgelegt 
und die Auswechſelung der darüber auszufertigenden Ratifikationsurkunden ſo⸗ 
bald als moͤglich, ſpaͤteſtens aber binnen vier Wochen bewirkt werden. 


Zu Urkund deſſen iſt derſelbe von den gegenſeitigen Bevollmaͤchtigten 
vollzogen und beſiegelt worden. f 


So geſchehen Berlin, den 20. Dezember 1841. 


Adolf v. Pommer Carl Friedrich Carl Heß. Otto Wilhelm 
Eſche. v. e eee (L. S.) Karl v. Roͤder. 


(L. S (L. S.) 
Carl Ludwig Heinrich Theodor Carl 0 
Guſtav Borck. Ludwig Se (L. a 

(L. S.) (L. 8.) 


De Auswechſelung der Ratifikationsurkunden des vorſtehenden Vertrages hat 
am 24. Januar 1842. zu Berlin Statt gefunden. 


Jahrgang 1844. (Nr. 295.) 66 Ders 
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BVertr a g 
zwiſchen 
Seiner Majeſtät dem Könige von Preußen, Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzoge 
zu Sachſen⸗Waimar⸗Eiſenach und Seiner Herzoglichen Durchlaucht dem Herzoge zu 
Sachſen⸗Koburg und Gotha, die Thüringiſche Eiſenbahn betreffend. 
Vom 19. April 1844. 


Nachdem die Koͤniglich Preußiſche, die Großherzoglich Sachſen-Weimar⸗Eiſe⸗ 
nachſche und die Herzoglich Sachſen-Koburg- und Gothaiſche Regierung mit 
Ruͤckſicht auf den am 20. Dezember 1841 in Gemeinſchaft mit der Kurfuͤrſtlich 
Heſſiſchen Regierung abgeſchloſſenen Vertrag, die Herſtellung einer Eiſenbahn 
von Halle über Weimar und Gotha nach Caſſel u. ſ. w. betreffend, Sich dar⸗ 
uͤber vereinigt haben, den Ihren Gebieten angehoͤrigen Theil der obenerwaͤhnten 
Eiſenbahn von Halle bis gegen die Kurfuͤrſtlich Heſſiſche Grenze bei Gerftun- 
gen mit gemeinſamer Betheiligung und Unterſtuͤtzung durch eine Dafür zu errich— 
tende Aktien⸗Geſellſchaft zur Ausfuͤhrung bringen zu laſſen, und nachdem auch 
von der Herzoglich Sachſen-Meiningenſchen Regierung die Zuſtimmung zur 
Durchfuhrung dieſer Eiſenbahn durch das von der Bahnlinie beruͤhrte Herzog⸗ 
liche Gebiet bei Ober⸗ und Unter⸗Neu-Sulza erklaͤrt worden ift, fo haben zum 
Zwecke der naͤheren Verabredung uͤber das gedachte Eiſenbahn-Unternehmen zu 
Bevollmaͤchtigten ernannt: 

Seine Majeſtaͤt der König von Preußen: 

AllerhoͤchſtJhren Geheimen Ober-Finanzrath Adolph von Pommer— 

Eſche, Ritter des Koͤniglich Preußiſchen Rothen Adler-Ordens dritter 

Klaſſe mit der Schleife, Comthur des Großherzoglich Saͤchſiſchen Haus⸗ 

Ordens vom weißen Falken, Comthur zweiter Klaſſe des Herzoglich Sad: 

ſen⸗Erneſtiniſchen Hausordens u. ſ. w.; 

Seine Koͤnigliche Hoheit der Großherzog zu Sachſen-Weimar⸗Eiſenach: 
HoͤchſtFhren Geheimen Staatsrath und Kammer-Praͤſidenten Carl 
Thon, Ritter des Großherzoglich Saͤchſiſchen Hausordens vom weißen 
Falken und des Koͤniglich Preußiſchen Rothen Adler-Ordens dritter 
Klaſſe u. ſ. w.; 

Seine Herzogliche Durchlaucht der Herzog zu Sachſen-Koburg und Gotha: 
Hoͤchſt Ihren Minifter-Refidenten am Koͤniglich Preußiſchen Hofe, den 
Oberſten und Kammerherrn Otto Wilhelm Carl von Roͤder, Ritter 
des Königlich Preußiſchen Rothen Adler-Ordens zweiter Klaſſe, Comthur 
erſter Klaſſe des Herzoglich Sachſen-Erneſtiniſchen Hausordens u. ſ. w., 

von welchen Bevollmaͤchtigten, unter dem Vorbehalte der Ratifikation, folgender 
Vertrag abgeſchloſſen worden iſt: 5 
er Artikel 1. 

Die Königlich Preußiſche, die Großherzoglich Sachſen-Weimar-⸗Eiſe⸗ 
nachſche und die Herzoglich Sachſen-Koburg- und Gothaiſche Regierung ſind 
uͤbereingekommen, die Konzeſſion zur Anlegung einer Eiſenbahn, welche, an die 
Magdeburg⸗-Coͤthen-Halle⸗Leipziger Eiſenbahn ſich unmittelbar inen DER 
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Halle in der Richtung auf Merſeburg, Weißenfels, Naumburg, Weimar, Erz 
furt, Gotha bis nach Eiſenach fuͤhrt, und demnaͤchſt weiter bis gegen die Kur⸗ 
fuͤrſtlich Heſſiſche Graͤnze bei Gerſtungen fortgeſetzt werden ſoll, wenn die Fort⸗ 
fuͤhrung der Bahn entweder uͤber Rothenburg nach Kaſſel, oder uͤber Meinin⸗ 
gen und Coburg nach Bamberg ſichergeſtellt ſeyn wird, einer fuͤr den Bau und 
Betrieb dieſer Eiſenbahn in ihrer ganzen Ausdehnung zu errichtenden Aktien-Ge⸗ 


ellſchaft zu ertheilen. 
ſelſchalt Artikel 2. 


Von dem für das vorſtehend bezeichnete Eiſenbahn⸗Unternehmen vorlaͤu⸗ 
fig auf Neun Millionen Thaler beſtimmten Aktien⸗Kapitale übernehmen die ho⸗ 
hen kontrahirenden Regierungen zuſammen den vierten Theil mit zwei Millionen 
zweihundertfunfzig Tauſend Thalern, und zwar nach dem in abgerundeten Zah— 
len angenommenen Laͤngen⸗Verhaͤltniſſe der in den einzelnen Gebieten gelegenen 
Bahnſtrecken; die Koͤniglich Preußiſche Regierung achthundertzehntauſend Tha⸗ 
ler, die Großherzoglich Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenachiſche Regierung neunhundert⸗ 
tauſend Thaler, und die Jerzoglich Sachſen-Coburg und Gothaiſche Regierung 
fuͤnfhundertvierzigtauſend Thaler. 

Dieſe Betraͤge ſollen, nachdem die uͤbrigen drei Viertheile des Aktien⸗ 
Kapitals vollſtaͤndig eingezahlt ſeyn werden, nach Bedarf und nach Maaßgabe 
des obigen Beitrags⸗Verhaͤltniſſes in angemeſſenen Raten an die Geſellſchafts⸗ 
Kaſſe abgefuͤhrt werden. 6 

Die uͤber obige Betraͤge Seitens der Geſellſchaft auszufertigenden Aktien 
ſollen nicht in den Verkehr gebracht werden, ſondern unveraͤußerlich ſeyn, wenn 
nicht die drei hohen Regierungen eine andere Vereinbarung treffen. 

Sollte ſich ein Mehrbedarf uͤber den obigen Betrag von Neun Millionen 
herausſtellen, fo iſt dieſer Mehrbedarf von der Aktien-Geſellſchaft im Wege der 
Anleihe aufzubringen, ſofern die drei Hohen Regierungen nicht uͤber deſſen Dek⸗ 
kung mittelſt Erhöhung des Aktien-Kapitals ſich einigen. 

Artikel 3. 

Zur Foͤrderung des Unternehmens erklaͤren die kontrahirenden Regierun⸗ 
gen ſich bereit, fuͤr den Fall, daß nach Eroͤffnung des Betriebes auf der gan⸗ 
zen Bahn von Halle bis Eiſenach die aufkommenden Einnahmen eines Betriebs⸗ 
Jahres nach Abzug der laufenden Verwaltungs-, Unterhaltungs- und Betriebs⸗ 
Koſten, ſo wie des zur Bildung eines Reſervefonds noͤthigen Betrages, nicht 
einen Rein⸗Ertrag von drei Prozent für das ganze Aktien-Kapital ergeben ſoll⸗ 
ten, auf eine Dividende fuͤr das von ihnen uͤbernommene ein Viertheil des Ak⸗ 
tien⸗Kapitals in ſo weit zu verzichten, als es noͤthig iſt, um für die übrigen drei 
Viertheile eine Dividende von drei Prozent zu gewaͤhren. Dieſes Nachſtehen 
des von den kontrahirenden Regierungen uͤbernommenen ein Viertheil des Ak⸗ 
tien⸗Kapitals foll jedoch nach Ablauf der erſten dreißig Betriebsjahre aufhören, 
und ſchon innerhalb dieſes Zeitraums hinwegfallen, wenn nach den erſten zehn 
Betriebsjahren fünf Jahre hintereinander für das ganze Aktien⸗Kapital jährlich 
eine Dividende von vier Prozent oder daruͤber aufkommt. 

Artikel 4. 

Mit Ruͤckſicht auf die nach dem Obigen von den kontrahirenden Regie⸗ 

rungen uͤbernommene Betheiligung und Unterſtuͤtzung find dieſelben, nach Anhoͤ⸗ 
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rung des engeren Ausſchuſſes, welcher von den Vertretern der fuͤr das Unter⸗ 
nehmen bereits beſtehenden Geſellſchaft beſtellt worden iſt, uͤbereingekommen, das 
Statut fuͤr die Aktien⸗Geſellſchaft, welche in Erfurt ihren Sitz haben ſoll, in 
der Art feſtzuſtellen, wie ſolches in der Anlage (pag. 420 — 435.) enthalten iſt. 

Dieſes Statut ſoll, nachdem die im Wege der Aktienzeichnung unterzu⸗ 
bringenden Sechs Millionen ſiebenhundert funfzigtauſend Thaler bereits gezeichnet, 
und dabei die Vertreter der vorgedachten Geſellſchaft zu den Verhandlungen 
mit den betheiligten Regierungen ermaͤchtigt worden ſind, dem oben bezeichneten 
engern Ausſchuſſe zur Vollziehung vorgelegt, und demnaͤchſt in Gemaͤßheit der 
darin feſtgeſetzten tranſitoriſchen Beſtimmungen ſofort zur Ausführung ger 
bracht werden. 

Artikel 5. 


In allen Faͤllen, in denen es nach dem vorerwaͤhnten Statute auf eine 
den drei kontrahirenden Regierungen gemeinſchaftlich vorbehaltene Erklaͤrung an⸗ 
kommt, wollen dieſelben, ſo weit nicht in gegenwaͤrtigem Vertrage etwas An⸗ 
deres beſtimmt iſt, dieſe Erklaͤrung auf Grund eines nach Stimmenmehrheit 
unter ihnen zu faſſenden Beſchluſſes abgeben. Die Berathung hieruͤber ſoll 
durch Kommiſſarien, zu denen auch die nach Inhalt des Statuts von den be⸗ 
theiligten Regierungen zu ernennenden Direktions-Mitglieder beſtimmt werden 
koͤnnen, gepflogen werden, und es ſoll die Eroͤffnung an die Geſellſchaft dem⸗ 
naͤchſt von Seiten der Kommiſſarien gemeinſchaftlich erfolgen. 

Artikel 6. { 

In Anſehung der in dem Statute den hohen Regierungen vorbehaltenen 
Beſtimmung des Vorſitzenden der Direktion und deſſen Stellvertreters, ſoll eine 
wiederkehrende Reihefolge in der Art eintreten, daß zuvoͤrderſt das von der 
Koͤniglich Preußiſchen, ſodann das von der Großherzoglich Sachſen⸗Weimar⸗ 
Eiſenachſchen und hiernaͤchſt das von der Herzoglich Sachſen⸗Koburg⸗ und 
Gothaiſchen Regierung ernannte Direktions-Mitglied den Vorſitz fuͤhrt, ein 
Wechſel aber nur beim Ausſcheiden des vorſitzenden Mitgliedes Statt findet, 
und daß die Vertretung im Vorſitze demjenigen Mitgliede zuſteht, auf welches 
nach Obigem beim naͤchſten Wechſel der Vorſitz ſelbſt uͤbergehen wird. 

Artikel 7. 

In Erwaͤgung der Nothwendigkeit, die fuͤr das Unternehmen feſtzuſetzen⸗ 
den allgemeinen Grundſaͤtze und Anordnungen in den verſchiedenen Gebieten im 
Weſentlichen in Uebereinſtimmung zu bringen, ſind die kontrahirenden Regierun⸗ 
gen in Gemaͤßheit des Art. 4. des Vertrages vom 20. Dezember 1841., die 
Herſtellung einer Eiſenbahn von Halle nach Caſſel u. ſ. w. betreffend, uͤberein⸗ 
gekommen, bei Ertheilung der Konzeſſion allerſeits, ſo weit nicht in dem eben 
gedachten, ſo wie in dem gegenwaͤrtigen Vertrage beſondere Beſtimmungen und 
Maaßgaben vereinbart, oder in dem Statute beſondere Feſtſetzungen getroffen 
worden ſind, die Vorſchriften des Koͤniglich Preußiſchen Geſetzes uͤber die m 
bahnunternehmungen vom 3. November 1838. zu Grunde zu legen, indem übri- 
gens die Großherzoglich Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenachſche, fo wie die Herzoglich 
Sachſen⸗Koburg⸗ und Gothaiſche Regierung die naͤhere Beſtimmung der 
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Sich vorbehaͤlt, welche Behoͤrden in Ihrem Lande an die Stelle der in jenem 
Geſetze bezeichneten Behoͤrden treten und zuſtaͤndig ſeyn ſollen. Dabei hat man 
ſich jedoch, abgeſehen von den nach den obwaltenden Verhaͤltniſſen hier nicht 
weiter in Betracht kommenden Beſtimmungen der 88. 1. 2. 3. 46. und 48. 
des eben gedachten Geſetzes, noch uͤber folgende Punkte vereinigt. 


Artikel 8. 
zu §. 4. des Geſetzes. 

Saͤmmtliche techniſche Vorarbeiten zur Feſtſtellung der Bahnlinie und 
zur Ausfuͤhrung der Bahn, der Bahnhofsanlagen und der Betriebseinrichtun⸗ 
gen ſind der Koͤniglich Preußiſchen Regierung vorzulegen, welche Sich mit den 
beiden andern hohen Regierungen daruͤber verſtaͤndigen und die erfolgte Geneh⸗ 
migung der Geſellſchaft eroͤffnen wird. 

In Anſehung der auf der Bahn anzuwendenden Fahrzeuge, einſchließlich 
der Dampfwagen, iſt man dahin uͤbereingekommen, daß die von der Koͤniglich 
Preußiſchen Regierung zu veranlaſſende Pruͤfung genuͤge, und eine Genehmigung 
Seitens der beiden andern hohen Regierungen nicht erforderlich ſey. 


Artikel 9. 
zu §. 5. des Geſetzes. f 
In Betreff der Anlage von Zweigbahnen bleibt einer jeden der hohen 
Regierungen in Ihrem Lande die beſondere Genehmigung vorbehalten. 


Artikel 10. 
zu §§. 8. bis 19. des Geſetzes. 

An die Stelle dieſer Beſtimmungen treten fuͤr das Großherzogthum 
Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach die Vorſchriften des Geſetzes uͤber die Verpflichtung 
zur Abtretung von Grundſtuͤcken und zur Aufgabe damit zuſammenhaͤngender 
Rechte bei der Anlage von Eiſenbahnen, vom 2. Februar 1842., und fuͤr das 
Herzogthum Sachſen⸗Gotha die Vorſchriften des Geſetzes über die Verpflich⸗ 
tung zur Abtretung von Grundſtuͤcken und zur Aufgabe damit zuſammenhaͤngen⸗ 
der Rechte bei Anlegung einer Eiſenbahn, vom 28. April 1842. 


Artikel 11. 
zu §. 21. des Geſetzes. 
Ueber die Ausführung der hier vorbehaltenen Maaßregel werden die kon⸗ 
trahirenden Regierungen, falls ſolche wider Erwarten nothwendig werden ſollte, 
die naͤhere Vereinbarung treffen. 
Artikel 12. 
zu §. 23. des Geſetzes. 
In Betreff des zu erlaſſenden Bahnpolizei⸗Reglements behalten die kon⸗ 
trahirenden Regierungen ſich die gegenſeitige Verſtaͤndigung vor. 


Artikel 13. 
zu §S. 26. bis 35, des Geſetzes. 

Die in den §§. 26. bis 35. enthaltenen Beſtimmungen finden nur in fo 
weit Anwendung, als nicht ruͤckſichtlich dieſer Beſtimmungen in dem Statute 
abweichende Feſtſetzungen enthalten ſind. 
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Ruͤckſichtlich der Einrichtung des Transportbetriebes auf der Bahn durch 
andere Unternehmer, als die Geſellſchaft ſelbſt, iſt man uͤbereingekommen, daß 
ſolche nur nach vorgaͤngiger gegenſeitiger Verſtaͤndigung der kontrahirenden Re⸗ 
gierungen Statt finden ſolle. 


Artikel 14. 
zu §§. 36. und 37. des Geſetzes. 

Die in den SS. 36. und 37. zum Vortheil der Poſt beſtimmten Leiſtun— 
gen ſollen ſich, unbeſchadet der Verabredungen im Art. 10. des Vertrages vom 
20. Dezember 1841., nur auf die Poſtverwaltung jeder der drei kontrahirenden 
Regierungen innerhalb des eigenen Gebietes beziehen. Da jedoch in dem Groß⸗ 
herzogthum Sachſen-Weimar⸗Eiſenach und in dem Herzogthum Sachſen⸗Gotha 
der Fuͤrſtlich Thurn⸗ und Taxisſchen Poſtverwaltung die im vorgedachten 8. 36. 
bezeichneten Vorrechte nicht zuſtehen, und eine Entſchaͤdigung von derſelben nicht 
in Anſpruch zu nehmen iſt, fo behält fi die Großherzoglich Sachſen-Weimar⸗ 
Eiſenachiſche, fo wie die Herzoglich Sachſen-Koburg- und Gothaiſche Regierung 
die Beſtimmung daruͤber vor, ob und in wie weit die fraglichen Leiſtungen der 
Fuͤrſtlich Thurn⸗ und Taxisſchen Poſtverwaltung wirklich uͤberwieſen, oder für 
die Staatskaſſe in Anſpruch genommen werden ſollen. 

Im Uebrigen ſoll eine beſondere Entſchaͤdigung fuͤr die Poſtverwaltung 
der Geſellſchaft nicht angeſonnen werden; die Letztere bleibt jedoch in Anſehung 
der Befoͤrderung der dem Poſtzwange unterliegenden Gegenſtaͤnde den in jedem 
der betheiligten Staaten beſtehenden Vorſchriften unterworfen. 


Artikel 15. 
i zu 68. 38. und 39. des Geſetzes. 

Die kontrahirenden Regierungen ſind uͤbereingekommen, daß außer der 
Abgabe, welche in Folge der fuͤr die Preußiſchen Eiſenbahnen zu gewaͤrtigenden 
allgemeinen Beſtimmungen von dem Reinertrage des Unternehmens in ſeiner 
geſammten Ausdehnung von Halle bis gegen die Kurfuͤrſtlich Heſſiſche Grenze 
bei Gerſtungen wird erhoben werden, der Geſellſchaft keine beſondere Abgaben 
fuͤr die in den verſchiedenen Gebieten belegenen Bahnſtrecken, als: Gewerbe⸗ 
Steuer, Konzeſſionsgeld und dergleichen, auferlegt werden ſollen, jedoch vorbehalt— 
lich der Entrichtung der Grundſteuer und anderer dinglichen Laſten, ſo weit 
—. — der beſtehenden Landes-Geſetzgebung von der Geſellſchaft zu uͤber⸗ 
nehmen ſind. 

N Der Ertrag der Eingangs gedachten Abgabe ſoll ausſchließlich zur Amor⸗ 
tiſation des in dem Unternehmen angelegten Aktienkapitals, ſo weit ſolches nicht 
nach Artikel 2. von den kontrahirenden Regierungen ſelbſt uͤbernommen worden, 
derwendet werden, und zwar in der Art, daß aus dem aufkommenden Fonds 
Aktien nach dem Tageskourſe angekauft werden, und auch die auf die angekauf⸗ 
ten Aktien fallenden Dividenden dieſem Fonds zufließen. 

a An dem Amortiſationsfonds ſoll einer jeden der drei kontrahirenden Re⸗ 
gierungen ein nach dem Laͤngenverhaͤltniſſe (Artikel 2) der Bahnſtrecken zu be 
rechnender Antheil zuſtehen, dergeſtalt, daß, wenn dereinſt die Amortiſation zu 
Stande gebracht ſeyn wird, die in jedem Gebiete belegene Bahnſtrecke in das 
Eigenthum der Regierung uͤbergeht. 

Die 
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Die Koͤniglich Preußiſche Regierung wird die Erhebung der Abgabe und 
die Verwaltung des gemeinſchaftlichen Amortiſationsfonds uͤbernehmen und die 
Reſultate derſelben von drei zu drei Jahren zur Kenntniß der beiden mitbethei⸗ 
ligten Regierungen bringen. 


Artikel 16. 
zu $: 40. des Geſetzes. 

Nachdem die im Artikel 15. gedachte Amortiſation vollendet ſeyn wird, 
wollen die hohen kontrahirenden Regierungen dem Unternehmen eine ſolche Ein— 
richtung geben, daß der Ertrag deſſelben denjenigen Bedarf nicht uͤberſteige, wel⸗ 
cher zur Deckung der Verwaltungs, Unterhaltungs- und Betriebskoſten, fo 
wie zur angemeſſenen Verzinſung und Amortiſation des von Ihnen hergegebe⸗ 
nen Kapitals und der etwa vorhandenen Anleihen erforderlich iſt. 


Artikel 17. 
zu $. 41. des Geſetzes. 

Die kontrahirenden Regierungen ſind darin einverſtanden, daß der Er— 
trag der Abgabe, welche den mit der Geſellſchaft konkurrirenden Transport⸗ 
Unternehmern auferlegt werden möchte, zur Verſtaͤrkung des im Artikel 15. ers 
waͤhnten Amortiſationsfonds verwendet werden ſoll. 


Artikel 18. 
zu F. 42. des Geſetzes. 

Falls der Ankauf der Bahn nach den Grundſaͤtzen des S. 42. eingeleitet 
werden ſollte, werden die kontrahirenden Regierungen darüber eine vorherige 
Verſtaͤndigung eintreten laſſen, wobei dann der von einer jeden Regierung zu 
uͤbernehmende Antheil an der zu leiſtenden Entſchaͤdigung und an den etwaigen 
Schulden der Geſellſchaft, ſo wie die Vertheilung des von dieſer den Regierun⸗ 
gen zu uͤbereignenden Inventars und des Reſervefonds feſtzuſtellen ſeyn wird. 
Fuͤr dieſen Fall werden die kontrahirenden Regierungen die zur zweckmaͤßigen 
Benutzung der Bahn zu treffenden Einrichtungen vereinbaren. 


Artikel 19. 
zu $. 49. des Geſetzes. 
In Betreff der etwa anwendbar zu erklaͤrenden Modifikationen der Be⸗ 
ſtimmungen des Geſetzes vom 3. November 1838. bleibt die vorgaͤngige Ver— 
ſtaͤndigung unter den kontrahirenden Regierungen vorbehalten. 


Artikel 20. 


Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, mit allen Anträgen, welche das Unter: 
nehmen in ſeiner Geſammtheit angehen, ſich zunaͤchſt an die von der Koͤniglich 
Preußiſchen Regierung ihr dazu benannte Behoͤrde zu wenden. 

Die Koͤniglich Preußiſche Regierung wird ſich uͤber dergleichen Antraͤge, 
ſo wie uͤberhaupt uͤber alle das Unternehmen in ſeiner Geſammtheit betreffende 
Angelegenheiten mit den beiden andern hohen Regierungen benehmen und, ſofern 
nicht von den im Artikel 5. bezeichneten Faͤllen die Rede iſt, nach dem Ergeb— 
niſſe der Verhandlungen den erforderlichen Beſcheid ergehen laſſen, auch 9 
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denjenigen Anordnungen, woruͤber die kontrahirenden Regierungen einverſtanden 
ſind, vorangehen, worauf ſodann nach erfolgter Mittheilung die beiden mitbe⸗ 
theiligten Regierungen gleichmaͤßige Verfuͤgungen erlaſſen werden. 
Artikel 21. 
Gegenwaͤrtiger Vertrag ſoll zur Landesherrlichen Genehmigung vorgelegt, 
und die Auswechſelung der darüber auszufertigenden Ratifikations⸗Urkunden ſo⸗ 
bald als moͤglich, ſpaͤteſtens aber binnen acht Wochen bewirkt werden. 


Zu Urkund deſſen iſt derſelbe von den gegenſeitigen Bevollmaͤchtigten 
vollzogen und beſiegelt worden. 


So geſchehen Berlin, den 19. April 1844. 


Adolf v. Pommer-Efhe. Carl Thon. Otto Wilh. Karl v. Köder. 
(L. S.) (L. 8.) (L. 8.) 


De Auswechſelung der Ratifikations-Urkunden des vorſtehenden Vertrages 
hat am 4. Juli 1844. zu Berlin ſtattgefunden. f 


